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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzender Dr. Robin Korte gibt den Hinweis, kurz vor Beginn der Sitzung sei den 
Ausschussmitgliedern eine Vorlage der Landesregierung zum Genehmigungsverfah-
ren „Braunkohlenplan-Änderung Hambach“ zugeleitet worden. Zwischen den Fraktio-
nen sei sich gerade darauf verständigt worden, die Vorlage, zu der das Benehmen mit 
dem Ausschuss herzustellen sei, nicht heute, sondern im Rahmen einer außerplan-
mäßigen Sitzung des Ausschusses voraussichtlich am 19. Dezember 2024 vor der 
Plenarsitzung zu behandeln. 
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1 Energiewende und Energieversorgung in NRW – Aktueller Sachstand (fort-

laufende Berichterstattung gem. Vereinbarung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3365 

In Verbindung mit: 

Vorsorge vorgezogener Kohleausstieg 2030 (Bericht beantragt von der Frak-
tion der FDP [s. Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3362 

Vorsitzender Dr. Robin Korte merkt an, heute werde sich der Ausschuss zum letzten 
Mal in dem bisherigen Format mit der Thematik beschäftigen. Dem Vorschlag der Lan-
desregierung folgend werde der Ausschuss künftig halbjährlich Berichte zum Monito-
ring der Energie- und Wärmestrategie der Landesregierung erhalten.  

Dietmar Brockes (FDP) hätte erwartet, dass zunächst ergänzend eine mündliche Be-
richterstattung erfolgt wäre, aber gerne sei er auch bereit, sofort seine Fragen zu stellen. 

Zu den Netzausbauplänen bitte er eine Aufschlüsselung zwischen der Umsetzung 
über Erdkabel und Freileitungen vorzunehmen.  

Mit dem vorgezogenen Kohleausstieg habe sich der Ausschuss schon mehrfach be-
schäftigt. Die Landesregierung hoffe auf eine Umsetzung des Kraftwerkssicherheits-
gesetz im Sommer nächsten Jahres. Damit verbliebe ein Zeitraum von weniger als fünf 
Jahren, um die Braunkohlekraftwerke durch Gaskraftwerke zu ersetzen. Er frage, ob 
es aus der Sicht der Landesregierung realistisch sei, dieses Ziel innerhalb dieses kur-
zen Zeitraums zu erreichen.  

André Stinka (SPD) begrüßt die durch die Landesregierung ergriffene Initiative zum 
Thema „Abwasserwärmenutzung“. Er bitte die Landesregierung, eine Aussage zu den 
ersten Resonanzen auf diese Initiative insbesondere aus den Ballungsräumen in Nord-
rhein-Westfalen zu treffen. 

Im Hinblick auf den von der Landesregierung angekündigten vorgezogenen Kohleaus-
stieg im Jahr 2030 bitte er um Auskunft, ob diese im Vorfeld Gespräche insbesondere 
mit energieintensiven Unternehmen in Nordrhein-Westfalen geführt habe, damit die-
sen bekannt sei, welchen Weg die Landesregierung diesbezüglich einzuschlagen be-
absichtige.  

Dr. Christian Untrieser (CDU) dankt für den ausführlichen Bericht, der ein gutes Bild 
zur Energieversorgung und dem Stand der Energiewende in Nordrhein-Westfalen ver-
mittle. Nachdem im Jahr 2022 noch intensiv über eine große Energiekrise diskutiert 
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worden sei, werte er es positiv, dass es gelungen sei, die Gaslieferungen zu stabilisie-
ren, indem die Gaslieferungen von verschiedenen Staaten erhöht worden seien, 
wodurch von diesen ein Beitrag zur Versorgungssicherheit in Deutschland geleistet 
werde. Anhand der im Bericht enthaltenen Grafik zum Terminmarkt Erdgas sei erkenn-
bar, wie die Erdgaspreise von einem extrem hohen Niveau im Jahr 2022 wieder auf 
ein einigermaßen normales Niveau gesunken seien. Daran sei das positive Handeln 
des Staats erkennbar. Damit bestehe für Industrie und Gewerbe die Möglichkeit, wie-
der vertrauensvoll in die Zukunft zu blicken. 

Der Bericht zeige auch auf, wie gut im Bereich der erneuerbaren Energien in Nord-
rhein-Westfalen gearbeitet worden sei. Beim Ausbau der Windenergienutzung liege 
Nordrhein-Westfalen weit vor allen anderen Bundesländern. Obwohl die bundes- und 
europarechtlichen Vorgaben für alle Bundesländer gleich seien, werde deutlich, welche 
Möglichkeiten ein Land im Bereich der Windenergie und Photovoltaik nutzen könne.  

Seit vielen Jahren werde aber bereits darauf hingewiesen, ein Ausstieg aus der Nutzung 
der Braunkohle aus dem Rheinischen Revier werde nur dann gelingen, wenn Ersatz-
kraftwerke vorhanden seien, um die Energieversorgung sicherzustellen. Nach dem 
endgültigen Scheitern der Bundesregierung in diesem Bereich seien drei Jahre verlo-
ren gegangen, wobei von Anfang an der vorgesehene Zeitplan im Hinblick auf die er-
forderlichen Genehmigungen und Bauzeiten ambitioniert gewesen sei. Der Bundesre-
gierung sei es jedoch in drei Jahren nicht gelungen, eine Kraftwerksstrategie zu ent-
wickeln und vor allem den dafür erforderlichen regulatorischen Rahmen zu schaffen. 
Dadurch werde Nordrhein-Westfalen vor die große Herausforderung gestellt, den not-
wendigen Rechtsrahmen zu schaffen, um Ausschreibungen durchführen zu können. 
Dies wäre ein wichtiges Zeichen, damit deutlich werde, die Versorgungssicherheit sei 
gewährleistet. Damit würde bei der Wirtschaft und den Menschen das Vertrauen ge-
schaffen, dass die Versorgungssicherheit und damit Preissicherheit gewährleistet 
seien.  

Christian Loose (AfD) stellt fest, nach Aussage der Landesregierung sie die Versor-
gungssicherheit nicht gefährdet. Diese Aussage werde getroffen, obwohl regelbare 
Kraftwerke weggefallen seien und kein Zubau von gesicherter Leistung zu verzeichnen 
sei. Dies scheine eine eigene Definition von Realität zu sein.  

Der Bundesregierung gelinge es seit Jahren nicht, ihren gesetzlichen Auftrag zu erfül-
len und endlich den Kohleausstieg gemäß den Vorgaben des Kohleausstiegsgesetzes 
wissenschaftlich evaluieren zu lassen. Möglicherweise verfüge die Wirtschaftsministe-
rin über zusätzliche Informationen, die sie von ihrem Kollegen auf der Bundesebene 
erhalten habe. Es wäre zu begrüßen, wenn ein entsprechender Bericht noch vor den 
Neuwahlen auf Bundesebene vorliegen würde. Um das zu erreichen, müsste sich der 
Bundeswirtschaftsminister aber intensiver um seine eigentlichen Aufgaben kümmern. 
Vielleicht sei die Landesregierung heute in der Lage, hierzu nähere Informationen zu 
geben.  

Im Bericht der Landesregierung würden neue LNG-Projekte in Deutschland und Europa 
als Erfolg präsentiert. Dies vor dem Hintergrund, dass die grüne Vorfeldorganisation 
Reclaim Finance vor einer massiven Methanfreisetzung warne. Da Methan eine 85-mal 
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so hohe Wirkung wie CO2 habe, wäre dies aus der Sicht von Reclaim Finance ein 
riesiges Problem. Die Studie warne vor Methanmix an den Anlagen, die bis Ende des 
Jahrzehnts schätzungsweise 10 Gt Treibhausgasemissionen verursachen könnten. 
Dies entspreche dem Ausstoß, der aktuell durch alle weltweit betriebenen Kohlenkraft-
werke zusammen erfolge oder den Treibhausgasemissionen von Nordrhein-Westfalen 
in einem Zeitraum von 45 Jahren. Insofern sei das Eigenlob der Ministerin bezüglich 
des Ausbaus der LNG-Kapazitäten sehr überraschend.  

Inzwischen trete aufgrund der erneuerbaren Energien immer häufiger eine Überlas-
tung der Stromnetze auf, die sogar zu negativen Strompreisen führten und einen enor-
men volkswirtschaftlichen Schaden verursachten. Auf diesen Sachverhalt werde im 
Bericht nicht eingegangen. Zudem steige die Abhängigkeit von China, da inzwischen 
80 % der PV-Module und mehr als 60 % der Teile für Windkraftanlagen aus diesem 
Land stammten. 

Da in dem Bericht die Gaspreise erst ab dem Jahr 2022 dargestellt seien, sollte sich 
Abgeordneter Dr. Christian Untrieser die Frage stellen, weshalb nicht auch die Gas-
preise in den Jahren 2010 bis 2021 aufgenommen worden seien. Dann wäre deutlich 
geworden, dass der normale Preis bei 15 bis 20 Euro pro Megawattstunde liege und 
die heutigen Preise mindestens doppelt so hoch seien wie zu den normalen Zeiten. 

Seit sieben Jahren höre er im Landtag die Aussage, es müssten neue Gaskraftwerke 
gebaut werden, aber bisher seien dem keine Taten gefolgt. Statt vage Aussagen zu 
treffen, bitte er konkret zu benennen, wann mit dem Neubau von Gaskraftwerken be-
gonnen werde und zu welchem Zeitpunkt eine Inbetriebnahme erfolgen werde. Der 
Bericht enthalte hierzu keine Aussagen und sei insofern sehr fragwürdig.  

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) ist der Meinung, der Bericht gebe ein sehr über-
zeugendes Bild von dem wieder, auf welch positivem Pfad sich Nordrhein-Westfalen 
in der Energiewende befinde. Auch wenn das derzeitige Berichtsformat nicht fortge-
führt werde, sei er sehr dankbar dafür, dass der Ausschuss künftig im Zuge der Be-
richte zum Monitoring-Prozess Energie- und Wärmestrategie dieses wichtige Themen-
feld als Schwerpunkt in den Blick nehmen werde.  

Im Zusammenhang mit der Debatte um den vorgezogenen Kohleausstieg im Jahr 
2030 sei es wichtig festzuhalten, dass die Versorgung nicht gefährdet sei, da im Bun-
desgesetz ein Revisionszeitpunkt Mitte des Jahres 2026 festgelegt worden sei und die 
Option eines Reservebetriebs der BoAs bestehe. Deshalb lohne es sich nicht, lange 
vor diesem Revisionszeitpunkt aufgeregt zu spekulieren, sondern es sei klar, die Ver-
sorgung sei gesichert und es gebe Mechanismen, mit denen im Blick behalten werde, 
ob die notwendige Flexibilität und die gesicherten Leistungen im Netz zeitgerecht vor-
handen sein werden.  

Aus dem Bericht gehe aber auch hervor, dass die Landesregierung nicht nur ihre 
Hausaufgaben im Hinblick auf einen Kohleausstieg im Jahr 2030 in vollem Umfang 
erledigt habe, sondern sie darüber hinaus alles in die Wege geleitet habe, um die auf 
Bundesebene eingetretenen Verzögerungen an den Stellen, an denen ihr dies möglich 
sei, zu kompensieren. Schon vor zwei Jahren habe es Aussagen gegeben, wenn nicht 
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sofort das entsprechende Gesetz geschaffen werde, könnte die gewünschte Zielset-
zung nicht erreicht werden. Inzwischen hätten sich aber die Zeiträume verkürzt, in de-
nen H2-ready-Gaskraftwerke realisiert werden könnten. Für die im Bericht aufgezeig-
ten Beschleunigungspotenziale sei er dankbar.  

In der Debatte sollte aber nicht verschwiegen werden, wer für die Verzögerungen ver-
antwortlich sei. Der damalige Bundesfinanzminister Christian Lindner habe nämlich 
eine ausreichende Finanzausstattung der KWS sehr lange blockiert. Deshalb sei es 
merkwürdig, wenn die FDP zum einen den zeitnahen Bau der erforderlichen Kraft-
werke verhindere, aber andererseits die Frage aufwerfe, ob der Zeitplan noch realis-
tisch sei. Dies sei eine Politik, die nach seiner Einschätzung nicht den Vorstellungen 
der Menschen im Land entspreche.  

Im Bericht werde auch auf die erfreuliche Entwicklung bei den Gaspreisen nach der 
eingetretenen Preiskrise im Jahr 2022 eingegangen. Einerseits habe es vonseiten der 
Landesregierung viele Bemühungen gegeben, die Unternehmen beim Fuel Switch zu 
unterstützen, um die Folgen der Preiskrise abzumildern. Andererseits habe aber auch 
der Bundeswirtschaftsminister mit seinem Team entscheidend dazu beigetragen, dass 
es gelungen sei, die Gasmangellage so gut zu bewältigen. Dies sei hervorragendes 
Krisenmanagement gewesen, durch das es gelungen sei, sich aus einer prekären Si-
tuation besser, als von Experten prognostiziert, zu befreien.  

Sofern von normalen Gaspreisen im Jahr 2010 gesprochen werde, müsse berücksich-
tigt werden, dass damals künstlich verbilligtes Diktatorengas geliefert worden sei, das 
dazu dienen sollte, Deutschland in eine Abhängigkeit zu treiben. Wer dies nicht sehe, 
verschließe seine Augen vor den von Putin und seiner Diktatur verfolgten geopoliti-
schen Zielen.  

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) führt aus, in den zur Diskussion stehenden Be-
richten seien die Bereiche Ausbau der erneuerbaren Energien, Aktivitäten in Sachen 
Netzausbau, gesicherte Leistung und Wärme zusammengefasst worden. Im Laufe des 
heutigen Tages werde auch noch ein Konzept vorgelegt, wie künftig Speicher für eine 
sichere Energieversorgung und deren Bezahlbarkeit genutzt werden könnten.  

Die Aufschlüsselung zwischen Erdkabel und Freileitung werde gerne schriftlich nach-
geliefert. Im Jahr 2016 sei auf Bundesebene aufgrund der Invention des damaligen 
bayerischen Ministerpräsidenten Horst Seehofer die Entscheidung getroffen worden, 
dass künftig nur noch Erdkabel erlaubt seien. Damit sei sich damals für eine ökono-
misch herausfordernde Vorgehensweise entschieden worden. Bei der Verlegung von 
Kabelverbindungen seien Beteiligungsrechte der Bürgerinnen und Bürger zu beach-
ten, im Zuge derer eine Abwägung von unterschiedlichen Schutzgütern erfolge. Jede 
Bürgerin und jeder Bürger habe in der Bundesrepublik Deutschland bei großen Infra-
strukturvorhaben die Möglichkeit, die eigene Meinung in vollem Umfang zum Ausdruck 
zu bringen. Diese Möglichkeit bestehe auch in diesen Fällen. 

Zum vorgezogenen Kohleausstieg im Jahr 2030 könne sie keine grundsätzlich neuen 
Informationen geben. Ihre eigene Haltung sei bekannt. Die Umrüstung von Steinkohle 
auf Gas und perspektivisch auf Wasserstoff in Verbundparks der starken nordrhein-
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westfälischen Chemieindustrie werde von ihr unterstützt. Erst kürzlich habe sie am 
Spatenstich für eine solche Anlage im nördlichen Ruhrgebiet teilgenommen, die dar-
über hinaus zur Wärmeversorgung eines anschließenden Quartiers dienen solle. Da-
mit werde die im Landeswärmeplanungsgesetz enthaltene Zielsetzung aufgegriffen, 
alle Potenziale zu erkennen und diese klug miteinander zu vernetzen.  

Unbestritten sei der vorgezogene Kohleausstieg im Jahr 2030 ein sehr ambitioniertes 
Vorhaben, da derzeit die dafür notwendigen Rahmenbedingungen auf Bundesebene 
noch nicht abschließend geklärt seien. Aus heutiger Sicht sollte dieses ambitionierte 
Vorhaben aber noch nicht aufgegeben werden. Die zuständigen Behörden des Landes 
Nordrhein-Westfalen würden alles unternehmen, um die zwei Jahre, die für Genehmi-
gungsverfahren in der Formel 3+2+1 vorgesehen seien, so kurz wie möglich zu halten.  

Durch die Vorkehrungen im Kohleverstromungsbeendigungsgesetz werde ein sinnvol-
les Vorgehen belegt. Dieses sehe erstens einen schrittweisen Ausstieg und zweitens 
Revisionszeitpunkte vor. Drittens bestehe für die Menschen in Nordrhein-Westfalen, 
die von einer möglichen Umsiedlung betroffen gewesen seien, die Zusage, dass eine 
solche Umsiedlung nicht erforderlich sein werde, sofern eine Verlängerung der Braun-
kohleausstiegsförderung notwendig sein sollte. In Nordrhein-Westfalen werde alles 
unternommen, die eigenen Rahmenbedingungen so voranzutreiben, dass der Kohle-
ausstieg im Jahr 2030 erfolgen könne.  

An der Nutzung der Abwasserwärme bestehe ein großes Interesse. Inzwischen hätten 
sich zwei Arbeitsgruppen gebildet, in die sich die kommunale Ebene besonders ein-
bringe. Dabei sei das Engagement der Emschergenossenschaft und Lippeverband be-
sonders hervorzuheben. Die unterzeichnete Absichtserklärung werde also intensiv mit 
Leben gefüllt.  

Der vorgezogene Braunkohleausstieg unterliege den Kriterien Versorgungssicherheit, 
Bezahlbarkeit und Klimaschutz, auf die sich in den Gesprächen mit den tagebautrei-
benden Unternehmen fokussiert worden sei. In einer Erklärung des Bundeswirtschafts-
ministeriums und des Landes Nordrhein-Westfalen werde die Wichtigkeit der Energie-
versorgungssicherheit und einer gesicherten, perspektivisch wasserstoffbetriebenen 
Gigawatt-Leistung hervorgehoben.  

Dietmar Brockes (FDP) ist der Meinung, Ministerin Mona Neubaur sollte einräumen, 
ein vorgezogener Kohleausstieg im Jahr 2030 sei nicht mehr realistisch, aber stattdes-
sen versuche sie, die Situation schönzureden. Sie sollte gegenüber der Bevölkerung 
ehrlich sein und bestätigen, dass ein Kohleausstieg erst nach dem Jahr 2030 möglich 
sein werde.  

Zuvor sei von Abgeordnetem Michael Röls-Leitmann der Ausbau der Nutzung der er-
neuerbaren Energien gelobt worden, aber dabei werde übersehen, dass der Netzaus-
bau nicht in gleichem Umfang stattfinde. Deshalb müsste genauso ambitioniert der 
Netzausbau vorangetrieben werden, was leider nicht der Fall sei.  

Derzeit werde von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN unzutreffend der FDP die Schuld für 
ein Scheitern in diesem Bereich zugeschoben. Dem Bundeswirtschaftsminister sei es 
in drei Jahren nicht gelungen, ein tragfähiges Kraftwerkssicherungsgesetz vorzulegen. 
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Dessen Aufgabe wäre es gewesen, zügig ein solches Gesetz vorzulegen, wozu er bis 
heute nicht in der Lage gewesen sei. Wäre er dieser Aufgabe nachgekommen, müsste 
die heutige Debatte nicht geführt werden. Die Finanzierungsprobleme, denen durch 
eine Aufhebung der Schuldenbremse begegnet werden sollte, seien erst Ende des 
Jahres 2023 in aller Deutlichkeit aufgetreten.  

André Stinka (SPD) stellt fest, Nordrhein-Westfalen habe sich singulär dazu entschie-
den, mithilfe des Bundes acht Jahre früher als vorgesehenen die Braunkohleverstro-
mung zu beenden. In einer Pressemitteilung sei damals von Ministerin Mona Neubaur 
die Aussage getroffen worden, sie würde die im Koalitionsvertrag festgelegten Klima-
ziele verfolgen, sodass früher ein Kohleausstieg erfolgen werde. Er bitte um Auskunft, 
ob es richtig sei, dass es dazu im Vorfeld keine Gespräche mit den energieintensiven 
Unternehmen in Nordrhein-Westfalen gegeben habe. Solche Gespräche hätte er vo-
rausgesetzt, da von diesen energieintensiven Unternehmen nun deutlich zum Aus-
druck gebracht werde, dass das Thema „Versorgungssicherheit“ für sie wichtig sei.  

Nachdem diesbezüglich Gespräche mit dem Bundeswirtschaftsministerium geführt 
worden seien, frage er, ob dort keine Planspiele durchgeführt worden seien, inwiefern 
es unter optimalen Voraussetzungen möglich gewesen wäre, Kraftwerke im Zeitraum 
von 2022 bis 2030 zu bauen. 

Das Kraftwerkssicherungsgesetz könnte durchaus noch in dieser Legislaturperiode 
auf Bundesebene beschlossen werden, aber der Bundesvorsitzende der CDU verwei-
gere die Zustimmung. Vor diesem Hintergrund bitte er mitzuteilen, inwiefern eine Kom-
munikation zwischen den Ministerpräsidenten der CDU und dem Bundesvorsitzenden 
der CDU stattfinde.  

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) verwundert die Aussage, dem Netzausbau räume 
die Koalition keine Priorität ein, da alles Maßnahmen ergriffen würden, um den Netz-
ausbau zu beschleunigen. Von den Netzbetreibern erhalte er sehr positive Rückmel-
dungen, dass sich die Planungs- und Genehmigungszeiträume für einen Ausbau des 
Stromnetzes enorm reduziert hätten. Allen Bereichen, die für eine funktionierende 
Energiewende entscheidend seien, werde von der Koalition und der Landesregierung 
höchste Priorität eingeräumt.  

In Bezug auf die FDP müsse er feststellen, dass keine demokratische Partei den Men-
schen in Deutschland so sehr ins Gesicht gelogen habe wie die FDP. Dies sei anhand 
des im Hintergrund vorbereiteten D-Day-Papiers deutlich geworden. Es könne belegt 
werden, an welchen Stellen von Vertretern der FDP die Unwahrheit gesagt worden 
sei. Deshalb sollte Abgeordneter Dietmar Brockes seine Haltung überdenken.  

Der Energiewende würde nach seiner Einschätzung kein Gefallen erwiesen, wenn der 
Eindruck erweckt werde, der Kohleausstieg stelle ein Problem im Hinblick auf die Ver-
sorgungssicherheit dar. Der Kohleausstieg sei eine Notwendigkeit in Bezug auf den 
Klimaschutz. Durch den Kohleausstieg werde die Verantwortung für die Versorgungs-
sicherheit übernommen; denn bei steigenden CO2-Preisen bis zum Jahr 2038 sei die 
Kohleverstromung nicht mehr wirtschaftlich. Mit einem proaktiven Ansatz mit mehreren 
Rückfallebenen, die in das Bundesgesetz von der Ampelkoalition aufgenommen 
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worden seien, werde der Energiewende durch einen vorgezogenen Kohleausstieg ein 
größerer Gefallen erwiesen.  

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) führt aus, ihr Amtsverständnis zeichne sich nicht 
dadurch aus, die in Nordrhein-Westfalen arbeitenden Menschen, die Unternehmen, 
von denen in Nordrhein-Westfalen Verantwortung übernommen werde, und die Ge-
samtzusammenhänge schlechtzureden. Sie selbst unternehme alle Kraftanstrengun-
gen, um in den aktuell herausfordernden Zeiten ein Miteinander in Nordrhein-Westfa-
len zu erreichen.  

Derzeit befinde sich Nordrhein-Westfalen in einer konjunkturellen Seitwärtsbewegung. 
Lieber wäre ihr eine Wirtschaft, die innerhalb der Grenzen der planetarischen Res-
sourcen dynamisch wachse. Die Landesregierung nutze die ihr zur Verfügung stehen-
den Möglichkeiten, um auf Landesebene in den Bereichen Planungs- und Genehmi-
gungsbeschleunigung, Entbürokratisierung sowie Arbeits- und Fachkräfteoffensive 
Schritt für Schritt strukturelle Hürden abzubauen, an denen lange festgehalten worden 
sei.  

Sie widerspreche der Aussage, sie würde die Situation schönreden. Sie kommuniziere 
zu der Situation sehr offen und ehrlich. Wie schon in der zurückliegenden Woche im 
Plenum erwähnt, erfülle sie die aktuelle konjunkturelle Entwicklung nicht mit Freude, 
auch wenn Nordrhein-Westfalen im 3. Quartal 2024 vor Bayern und Baden-Württem-
berg liege. Es müsse alles getan werden, um eine Verbesserung der Situation zu er-
reichen. 

Mit dem tagebaubetreibenden Unternehmen hätten Gespräche mit der Zielsetzung 
stattgefunden, Energieversorgungssicherheit, Bezahlbarkeit und Klimaschutz als eine 
Einheit zu bearbeiten. Bei dieser Verständigung spiele die Energieversorgungssicher-
heit eine Rolle, da aktiv die genaue Zahl von damals angenommenen Leistungen auf-
geführt sei, die für die Herausnahme der Braunkohleblöcke gegenüber dem tagebau-
betreibenden Unternehmen zu ersetzen seien. Ausgehend vom Jahr 2022 seien dies 
bis zum Jahr 2030 acht Jahre. Die Formel 3+2+1 ergebe sechs Jahre. Wenn die da-
maligen Vorschläge des Bundeswirtschaftsministers in der Bundesregierung eine 
Mehrheit gefunden hätten, wäre eine Umsetzung möglich gewesen. Jetzt sei das ver-
folgte Ziel sehr ambitioniert, aber dennoch erreichbar, da zum einen das entspre-
chende Bundesgesetz sinnvolle Regelungen beinhalte. Zum anderen werbe sie bei 
jeder Gelegenheit bei den demokratischen Fraktionen für eine Zustimmung zum Kraft-
werkssicherungsgesetz. Es sei nämlich für ein Land wie Nordrhein-Westfalen, das von 
energieintensiver Industrie mit vielen mittelständischen Unternehmen geprägt sei, die 
genau in diesem Bereich tätig seien, elementar, in dieser Hinsicht Klarheit zu schaffen. 
Ministerpräsident Hendrik Wüst sei in diesem Sinne ebenfalls unterwegs. Details dazu 
müssten direkt beim Ministerpräsidenten erfragt werden. 

Dietmar Brockes (FDP) merkt an, eine direkte Befragung des Ministerpräsidenten 
wäre nur möglich, wenn dieser im Ausschuss für Fragen zur Verfügung stünde. Bisher 
habe er jedoch den Eindruck, Ministerin Mona Neubaur würde für die Landesregierung 
sprechen, aber scheinbar sei dies nicht der Fall, nachdem diese nicht für den Minister-
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präsidenten sprechen könne. In der Obleuterunde sollte darüber gesprochen werden, 
ob der Ministerpräsident in den Ausschuss gebeten werde.  

Selbstverständlich habe er Verständnis dafür, dass Ministerin Mona Neubaur die Situ-
ation nicht schlechtreden wolle, aber zwischen Schönreden und Schlechtreden liege 
eine sehr große Bandbreite. Von der Bevölkerung werde natürlich erkannt, dass ver-
sucht werde, die Situation gegenüber der tatsächlichen Situation besser darzustellen. 
Daraus ergebe sich bei der Bevölkerung die Sorge, dass Ministerin Mona Neubaur die 
Situation nicht richtig erkannt habe. Es sei fahrlässig, die Situation zu beschwichtigen, 
da die Bevölkerung Lösungen erwarte.  

Es sei das gute Recht von Abgeordnetem Michael Röls-Leitmann, die FDP zu kritisie-
ren und die grüne Wahlkampfleier abzuspulen. Mit dem Vorwurf, die FDP sei alles 
schuld, könne diese gut leben, wenn diese Aussage von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
komme. Da vielen Menschen bekannt sei, dass sich die Situation anders darstelle, 
habe dies eine Unterstützung der FDP zur Folge.  

Nachdem Abgeordneter Michael Röls-Leitmann den Eindruck erweckt habe, die FDP 
sei der Koalitionspartner gewesen, der über ein Ende der Ampelkoalition gesprochen 
habe, dann empfehle er, sich einmal Zeitungsberichte aus dem ersten Halbjahr 2024 
anzusehen. Es sei verlogen, einen solchen Eindruck zu erwecken, da BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN bereits Anfang Juli dieses Jahres mit dem Bundeskanzler über 
einen Ausstieg aus der Ampelkoalition gesprochen habe. Es sei laut dem „Spiegel“ 
auch darüber gesprochen worden, dass der Bundeskanzler im November 2024 die 
Vertrauensfrage stellen wollte.  

Da der Vorwurf erhoben worden sei, die FDP habe gelogen, empfehle er, sich das 
Material aus dem Untersuchungsausschuss zum Ausstieg aus der Kernenergie anzu-
sehen. Dort sei dokumentiert, dass Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck zum 
vorzeitigen Ausstieg aus der Kernenergie die Unwahrheit gesagt habe. Dieser habe in 
Frankreich nachgefragt, ob dort der Betrieb der Kernkraftwerke sichergestellt sei, da-
mit es möglich sei, die Kapazitäten aufzufangen, die Deutschland aus dem Netz 
nehme. Deshalb sollte mit solchen Vorwürfen vorsichtig umgegangen werden. BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN habe zwar den Ausstieg aus der Kernenergie und aus der 
Braunkohle gefordert, aber es habe nicht dafür gesorgt, dass in gleichem Umfang in 
andere Arten der Energieerzeugung eingestiegen werde. Deshalb gebe es jetzt das 
Dilemma, dass ein vorgezogener Kohleausstieg im Jahr 2030 nicht haltbar sein werde. 
Eine Verlängerung der Kohlenutzung wirke sich negativ auf das Klima aus, wofür 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verantwortlich sei, da von dieser Seite ein Ausstieg aus 
der Kernenergie gefordert worden sei.  

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) erklärt für die Landesregierung, dass der Vor-
wurf, nirgendwo einzusteigen, auf diese Landesregierung nicht zutreffe. Die Landes-
regierung verantworte zusammen mit den Verantwortlichen vor Ort den enormen 
Hochlauf von erneuerbaren Energien. Die Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-West-
falen beteiligten sich aktiv am Hochlauf des Ausbaus der Solarenergie.  
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Vor ungefähr 13 Jahren sei von einer Bundesregierung entschieden worden, aus dem 
Hochlauf der erneuerbaren Energien auszusteigen, womit der damalige Technologie-
vorsprung abgegeben worden sei. Damals habe jede vierte Photovoltaikzelle, die welt-
weit produziert worden sei, aus Deutschland gestammt. Durch die politische Entschei-
dung der damals in Regierungsverantwortung stehenden Parteien sei dieser Techno-
logievorsprung aufgegeben worden.  

Die Landesregierung kämpfe ambitioniert dafür, den erneuerbaren Energien wieder 
Vorrang einzuräumen und die in den vergangenen Jahren eingetretenen Versäum-
nisse zu beseitigen.  

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) verwahrt sich gegen die Verbreitung von Fake 
News im Zusammenhang mit den Atomkraftwerken.  
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2 Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen (fortlaufende Berichterstattung gem. 

Vereinbarung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3357  

Dietmar Brockes (FDP) bittet für das Angebot das jährliche Gesamtfördervolumen zu 
benennen und darzulegen, in welcher Größenordnung damit Wirtschaftsfläche geför-
dert würden.  

LMR’in Zeumer (MWIKE) antwortet, es sei beabsichtigt, diesen Fördergegenstand mit 
großer Kontinuität im Zuge von jährlich zwei regelmäßigen Einreichungen unter den-
selben Voraussetzungen umzusetzen. Für jede Einreichrunde sei ein Betrag von 50 
Millionen Euro vorgesehen. Falls dieser Betrag nicht ausreiche oder für anderweitige 
Budgets verwendet werden müsse, könne auf die Flexibilitätsreserve zurückgegriffen 
werden.  
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3 Nordrhein-Westfalen völlig losgelöst von der Erde – Gemeinsam eine Luft- 

und Raumfahrtstrategie für NRW entwickeln. 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/9468 

Ausschussprotokoll 18/678  

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Wirtschaft, In-
dustrie, Klimaschutz und Energie – federführend – sowie an den 
Verkehrsausschuss am 12.06.2024) 

Dietmar Brockes (FDP) verweist auf die aus seiner Sicht sehr gute Anhörung und die 
positive Resonanz, die er von anderen Fraktionen erhalten habe.  

Die Luft- und Raumfahrttechnologie sei für Nordrhein-Westfalen sehr wichtig. Deren 
Bedeutung sei der Öffentlichkeit aber nicht bewusst, da kein großer Flugzeughersteller 
in Nordrhein-Westfalen ansässig sei. In Nordrhein-Westfalen seien jedoch sehr viele 
insbesondere Hidden Champions als Zulieferer aktiv, ohne deren Know-how kein Flug-
zeug produziert werden könnte. Auch in der Raumfahrt würden viele innovative Lösun-
gen zum Gelingen vieler Missionen beitragen. Daher wäre es wichtig, gemeinsam zum 
Ausdruck zu bringen, dass die Luft- und Raumfahrttechnologie für Nordrhein-Westfalen 
sehr wichtig sei.  

Die Luft- und Raumfahrttechnologie strahle weit über die eigene Branche hinaus, da 
die dortigen Innovationen auch in anderen Branchen wiederzufinden seien, die teil-
weise von der Luft- und Raumfahrt weit entfernt seien. Durch die Investitionen in die 
Luft- und Raumfahrt und die dort erfolgten Forschungen könnten beispielsweise neue 
Werkstoffe genutzt werden, die sonst vermutlich nicht zur Verfügung stünden.  

Vor diesem Hintergrund werde die von der Landesregierung in diesem Bereich auf den 
Weg gebrachte Strategie begrüßt. Er gehe davon aus, dass diese Strategie zeitnah 
vorgestellt werde und von ihr ein sichtbares Signal nach außen ausgehe. Im Sinne 
eines sichtbaren Signals nach außen würde er es begrüßen, wenn heute gemeinsam 
der zur Diskussion stehende Antrag beschlossen würde, damit für die Branche erkenn-
bar sei, dass es sich nicht um eine Einzelmeinung der FDP handle, sondern die Bran-
che von der Breite der demokratischen Parteien unterstützt werde. 

Bernhard Hoppe-Biermeyer (CDU) teilt die von seinem Vorredner vorgenommene 
Analyse. In seinem Wahlkreis sei eine ganze Reihe der angesprochenen Hidden 
Champions ansässig. Diese wichtige Branche habe vonseiten des Landes schon sehr 
viel Unterstützung erfahren. Deshalb bestehe keine Notwendigkeit für den Antrag, so-
dass die Fraktion der CDU den Antrag ablehnen werde. 

Marc Zimmermann (GRÜNE) schließt sich seinem Vorredner an. Mit AeroSpace.NRW 
existiere schon eine finanziell gut ausgestattete Förderkulisse. Diese Branche befinde 
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sich nicht in der Krise, sondern tätige Investitionen in die Zukunft. Daher sei der Antrag 
obsolet und müsse abgelehnt werden. 

Christian Obrok (SPD) hat den Eindruck, nun suche die FDP offenbar ihr Heil im All, 
nachdem es für sie auf der Erde nicht so gut laufe. In der Anhörung sei deutlich ge-
worden, wie hoch der Wert der vernetzten Strategie sei, die von Nordrhein-Westfalen 
verfolgt werde. Die Absicherung von Risikokapital sei offenbar ein wichtiger Punkt, da 
sich die Entwicklung und Zulassung von neuen Produkten über mehrere Jahre und 
teilweise mehrere Jahrzehnte erstreckten. Daher könne die Stärkung von AeroSpace.NRW 
insgesamt nur begrüßt werden, sodass die Fraktion der SPD dem Antrag zustimmen 
werde. 

Christian Loose (AfD) stellt fest, natürlich seien alle Sachverständigen an zusätzli-
chen Subventionen interessiert. Die Brandbriefe aus der Branche belegten aber, neue 
Subventionen für die Luft- und Raumfahrt würden der Branche nicht helfen. Aus Sicht 
der Branche seien vielmehr die stark gestiegenen Gebühren für Flugsicherung und 
Passagierkontrollen, die ebenfalls erhöhte Luftverkehrssteuer sowie Klimavorgaben 
für die Sorgen der Branche verantwortlich. Dies habe die Lufthansa vorgestern zusam-
men mit der Arbeitnehmerseite schriftlich dem Bundeskanzler und der EU-Kommissi-
onspräsidentin mitgeteilt. In diesem Schreiben sei die Aussage enthalten, Arbeits-
plätze und Wertschöpfung würden in Gefahr geraten und drohten in Länder mit deut-
lich niedrigeren Umwelt- und Sozialstandards verlagert zu werden. Weiter werde aus-
geführt, der europäische Luftverkehr verliere dramatisch an Wettbewerbsfähigkeit. In 
dem Schreiben würden klare Forderungen an die Politik gestellt: Bürokratie abbauen, 
Klimapolitik überarbeiten, das Luftverkehrsabkommen zwischen der EU und Katar 
aussetzen. In dem Schreiben sei auch die Passage enthalten, es sei auffällig, dass 
der Green Deal kein Vorbild für andere Weltregionen sei.  

Nicht nur die Lufthansa, sondern auch Easyjet und Ryanair stellten der Regierung und 
damit Ministerin Mona Neubaur und ihrem Berliner Kollegen ein miserables Zeugnis 
aus. Umso seltsamer sei es, dass die FDP in ihrem Antrag keine der von der Luft-
hansa, Easyjet oder Ryanair angeführten Kritikpunkte aufgreife. Lediglich würden von 
der FDP wieder einmal nur Subventionen gefordert.  

Der einfachste Weg wäre, attraktive Marktbedingungen zu schaffen. Ein attraktiver 
Luftverkehrsmarkt schaffe seine ebenso attraktiven Berufs- und Forschungsfelder 
selbst und betreibe sein Standortmarketing automatisch mit. Dies wirke sich ebenfalls 
positiv auf die Zulieferer aus. Eine vorgeschlagene hohe Subventionierung eines Sek-
tors, der von der Regierung sehr stark behindert werde, sei nicht hilfreich. Daher werde 
die Fraktion der AfD den Antrag ablehnen. 

Dietmar Brockes (FDP) gibt gegenüber seinem Vorredner den Hinweis, der Antrag 
erstrecke sich nicht auf Airlines und Flughäfen, sondern auf die Industrie, die im Be-
reich der Luft- und Raumfahrt tätig sei, und auf das damit verbundene Know-how. Zu 
dem Bereich, der von seinem Vorredner angesprochen worden sei, bestehe aber in 
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der nächsten Woche im Plenum die Gelegenheit zur Diskussion, da hierzu von der 
Fraktion der FDP ein Antrag eingebracht worden sei. 

Mit dem zur Diskussion stehenden Antrag werde nicht die Zielsetzung verfolgt, neue 
Förderprogramme aufzulegen, sondern es solle gemeinsam ein Signal ausgesandt 
werden, dass die Branche mit ihrer Technologie unterstützt werde. Vor Jahren sei sich 
fraktionsübergreifend für die Geothermie eingesetzt worden. Von dieser Initiative sei 
damals ein wichtiges Signal ausgegangen. Erfreulicherweise würden von Ministerin 
Mona Neubaur die von der Vorgängerregierung ergriffenen Maßnahmen fortgeführt. 
Genauso wichtig sei es, nun für die Luft- und Raumfahrtbranche ein klares parlamen-
tarisches Signal auszusenden. Die Wirtschaftsförderung des Landes könne bei ihrer 
Akquise im Ausland dann deutlich zum Ausdruck bringen, welchen Stellenwert die 
Branche für den Standort Nordrhein-Westfalen habe. Vor diesem Hintergrund würde 
er sich über eine Zustimmung zum Antrag sehr freuen.  

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD und FDP ab. 
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4 Opfer des Windwahns entschädigen 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/11597  

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Wirtschaft, In-
dustrie, Klimaschutz und Energie – federführend – sowie an den 
Rechtsausschuss am 03.12.2024) 

Vorsitzender Dr. Robin Korte teilt mit, unter den Obleuten sei sich auf die Durchfüh-
rung einer Anhörung verständigt worden. Die genauen Modalitäten, insbesondere der 
Termin für die Anhörung, würden noch von den Obleuten besprochen. 

Der Ausschuss kommt überein, zum Antrag eine Anhörung 
durchzuführen. 
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5 Die schwarz-grüne Halbzeitbilanz ist vor allem eine wirtschaftspolitische 

Schadensbilanz – Wirtschafts- und Strukturkrise in Nordrhein-Westfalen – 
Jetzt NRW-Agenda für Wachstum und Fortschritt beschließen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/11598  

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Wirtschaft, In-
dustrie, Klimaschutz und Energie am 06.12.2024) 

Vorsitzender Dr. Robin Korte gibt den Hinweis, auch zu diesem Antrag sei sich unter 
den Obleuten auf eine Anhörung verständigt worden. Die Modalitäten würden eben-
falls zwischen den Obleuten besprochen.  

Der Ausschuss kommt überein, zum Antrag eine Anhörung 
durchzuführen. 
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6 Stellenabbau bei Ford in Köln – Entlassungswellen in der Industrie ent-

schlossen entgegentreten 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/11606  

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales – federführend sowie an den Ausschuss für 
Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 05.12.2024) 

Vorsitzender Dr. Robin Korte empfiehlt, wie in der Obleuterunde vereinbart, den Vor-
ratsbeschluss zu fassen, dass sich der Ausschuss nachrichtlich an einer Anhörung 
beteiligen werde, sofern vom federführenden Ausschuss eine Anhörung beschlossen 
werde. 

Der Ausschuss kommt überein, sich an einer Anhörung nach-
richtlich zu beteiligen, sofern vom federführenden Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales eine Anhörung beschlos-
sen wird. 
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7 Was verbirgt sich konkret hinter dem Bürokratieabbau-Paket der Landesre-

gierung? (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3363  

René Schneider (SPD): Herr Vorsitzender, sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
meine Damen und Herren! Vielen Dank für den Bericht, der nach einem Jahr ein klei-
nes Schlaglicht darauf wirft, wie weit wir beim Bürokratieabbau gekommen sind. Uns 
drängt sich der Eindruck auf, dass hier viel Show, aber wenig tatsächlich Greifbares 
entstanden ist.  

Beginnen möchte ich mit der Zahl der Projekte oder Bereiche, die man anfassen will. 
In NRW sind es 18. Das ist meine Glückszahl, aber wenn man es mit anderen Bun-
desländern vergleicht, sind es in Rheinland-Pfalz 57 und Baden-Württemberg um die 
170. Vielleicht liegt es aber daran, dass wir ein „kleines“ Bundesland sind. Allein die 
Zahl liegt also quantitativ unter dem, was wir erwartet hätten.  

Darüber hinaus muss man leider feststellen, dass auch bei den Ambitionen gespart 
worden ist. Meine Nachfrage bezieht sich hier auf die Frage der Berichtspflichten. Es 
ist festgestellt worden, die allerwenigsten Berichtspflichten sind landesseitig initiiert. 
Sechs Stück haben Sie immerhin gefunden. Es ist die Rede davon, dass diese entwe-
der in Gänze abgeschafft oder reduziert werden. Da wäre unsere Frage: Wie viele 
werden denn tatsächlich abgeschafft? Bei sechs ist das ohnehin nicht viel. Wird eine 
abgeschafft und fünf nur reduziert? Oder wie ist da die Verteilung der Berichtspflichten.  

Noch einmal ein Hinweis zu „One in, one out“. Im Plenum habe ich dazu schon spre-
chen dürfen. Mit den schmalen Bullet Points im Bericht zeigt sich im Grunde genom-
men das Kernproblem dieser zwar nach außen hin immer total gut präsentierbaren 
Forderung, sobald ich etwas Neues mache, muss etwas Altes raus, aber ich frage: 
Wie operationalisieren Sie das? Das ist doch überhaupt nicht zu machen. Sie schrei-
ben, es müssen noch regierungsinterne Gespräche geführt werden. Das schreiben Sie 
immer. Darauf komme ich nachher bei einem anderen Tagesordnungspunkt noch zu 
sprechen.  

Nehmen wir einmal das Beispiel Wärmeplanungsgesetz. Da ist „One in“. Wie würde 
man das angehen? Welches „One out“ sähen Sie da, konjunktiv gefragt, im Fall des 
Wärmeplanungsgesetzes? Wenn ich von „One in, one out“ spreche, reden wir im Mo-
ment im Umweltausschuss über die Schaffung von LANUK und LAVE, also über eine 
neue Behörde für Verbraucherschutz und die Umfirmierung des LANUV in LANUK, 
was uns hier insofern betrifft, dass das „K“, das neu Bestandteil des Namens ist, für 
Klima steht. Das ist eine komplett neue Behörde. Ich frage mich, welche Behörde dafür 
rausgeht.  

Bürokratieabbau sieht wirklich anders aus. Neben bunten Bildern und vielen Verspre-
chungen sehen wir hier nicht wirklich viel.  
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Noch einmal konkret die Nachfrage nach den sechs Berichtspflichten: Welche werden 
abgeschafft, und welche werden einfach nur reduziert? 

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank an die SPD, dass Sie den Bericht beantragt hat. 
Da wir als Freie Demokraten das schon seit zweieinhalb Jahren einfordern, bin ich 
froh, dass nach zweieinhalb Jahren ein erster Katalog vorgelegt wird, aber dazu stellt 
sich natürlich die Frage, wie tiefgründig und wie weit damit tatsächlich ein Bürokratie-
abbau gegeben ist.  

Ich hatte in dieser Woche mit den Kollegen aus meiner Region, von CDU und Grünen, 
einen Termin bei unserer Industrie- und Handelskammer. Da wurde auch das Paket 
angesprochen. Seitens der Industrie- und Handelskammer, um einmal einen neutralen 
Beobachter oder Beteiligten zu nennen, wurde deutlich gemacht, dass sich in Ihrem 
Paket sehr viele Überschriften befinden, aber die konkrete Umsetzung leider zu wün-
schen übriglässt. Frau Ministerin, deshalb würden wir uns sehr wünschen, wenn das 
zeitnah mit Leben gefüllt wird.  

Sie haben das „One-in-one-out“-Prinzip beschrieben, das auf Bundesebene schon seit 
dem Jahr 2015 in Kraft ist. Eigentlich müsste man in Richtung „One in, two out“ gehen, 
aber sei’s drum. Letzten Ende ist die Frage – Kollege Schneider hat das gerade schon 
gesagt –, wie es konkret umgesetzt wird und wie da das konkrete Handeln ist. Eigent-
lich müssten, so wie ich Ihre Kolleginnen und Kollegen sehe, die immer neue Gesetze 
produzieren, diese Gesetze erst einmal auf Halde gelegt werden, bis man genügend 
Gesetze hat, die man auf der anderen Seite herausnimmt. Deshalb würden wir gerne 
wissen, wie die konkrete Umsetzung aussieht. 

Nach zweieinhalb Jahren, wie schon erwähnt, haben wir jetzt einen ersten Entlas-
tungskatalog vorliegen. In der letzten Legislaturperiode gab es acht Entfesselungspa-
kete. Daher die Frage: Bleibt es bei dem Paket, oder müssen wir wieder zweieinhalb 
Jahre, also bis kurz vor der Abwahl der Regierung, bis zum nächsten Paket warten, 
oder wie sieht Ihr Zeitplan für weitere Entlastungsschritte aus? Wie schon gefragt, bis 
wann können wir mit konkreten Umsetzungen und Maßnahmen rechnen? 

Marc Zimmermann (GRÜNE): Vielen Dank an das Ministerium für den Bericht und 
das Bürokratieentlastungspaket, das seit Jahren von der Wirtschaft gefordert wird. Wir 
sprechen nicht von zweieinhalb Jahren, in denen das gefordert wird, sondern über eine 
längere Zeit. Da helfen keine acht Pakete, die keine oder nicht die gewünschte Wir-
kung entfaltet haben, sondern wir brauchen Quantität in den Programmen. Dazu, in-
wieweit das jetzt zur Wirkung kommt, können wir natürlich nicht, wenn ein Paket vor-
geschlagen wird, im Heute berichten, sondern die Maßnahmen werden im Prozess auf 
ihre Wirksamkeit geprüft werden müssen. Ich glaube, das ist auch der Anspruch, den 
unsere Ministerin und das Ministerium an einen solchen Prozess stellen.  

Wichtig ist natürlich herauszustellen, dass wir in dem Kontext nicht hingehen und Ent-
bürokratisierung pauschal leben, sondern strukturelle Entlastungen mit Sinn und Verstand 
in den Fokus nehmen. Das wird auch den komplexen Prozessen, die sich über Jahre 
und Jahrzehnte geformt haben, gerecht. Das gilt im Übrigen auch für die Digitalisierung. 
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Auch hier braucht es kein Schnell-schnell, da gerade die Zeit wegen vergangener Ver-
säumnisse drängt, sondern auch in diesem Fall Digitalisierung mit Verstand.  

Ich bin zuversichtlich, dass wir mit den vorhandenen Maßnahmen einen ersten Schritt 
machen. Ich freue mich insbesondere als handwerkspolitischer Sprecher; denn gerade 
die Handwerker stehen uns immer auf den Füßen und sagen: Wir brauchen einen 
Abbau der Bürokratisierung, um für junge Menschen Anreize zu schaffen, wieder in 
die Selbstständigkeit zu gehen, da die ein Hemmschuh ist. – Insofern bin ich froh über 
dieses Paket und gespannt auf die Wirksamkeit. Ich freue mich auf den weiteren Aus-
tausch. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, liebe Abgeord-
nete! Nichts von dem, was von der Vorgängerregierung an Paketen veranlasst wurde, 
wurde von der Landesregierung zurückgenommen. Offensichtlich sind einige Punkte 
von den Paketen der Vorgängerregierung nicht erfasst worden, da wir sonst eine an-
dere Lage hätten. Richtig ist, dass wir im Sinne eines Wettbewerbs der Demokratie 
und der Geschwindigkeit einer Demokratie bei Beibehaltung ihres Wesenskerns der 
Beteiligung von Bürgerinnen und Bürger die Abwägungsprozesse zu Schutzgütern, 
wie der Schutz von Menschen, der Schutz von Umwelt und Natur, mit in den Blick 
nehmen.  

In der Landesregierung haben wir den Anspruch erhoben, über das Paket, das wir jetzt 
veröffentlicht haben, einen Schritt weiterzugehen. Richtig ist, dass bei den Berichts-
pflichten die Zahl gering ist. Das sind die Berichte, zu denen wir in einem Prozess aus 
dem Wirtschaftsministerium heraus, den wir mit den anderen Ressorts gestaltet ha-
ben, die Vertreterinnen und Vertreter der Interessenverbände aus Handel, Handwerk 
und Wirtschaft aktiv einbezogen und gefragt haben: Welche Berichte benennt ihr? – 
Der Anteil der Berichte, der die Landesseite betrifft, ist eben sehr gering. Die werden 
wir jetzt sehr zeitnah sozusagen aus der Berichtspflicht herausnehmen.  

Herr Brockes, vielen Dank dass Sie die Frage „One in, one out“ angesprochen haben. 
Auf Bundesebene ist dieser Grundsatz in Kraft getreten. Offensichtlich hat er nicht die 
gewünschten Ergebnisse erbracht, da von den Unterstützern von „One in, one out“ die 
Hoffnung bestanden habe, es würde dann plötzlich alles ganz anders sein.  

Bürokratie entsteht nicht von einem Monat zum nächsten, sondern baut aufgrund un-
terschiedlicher Gesetzgebung, Erlasse und Verordnungen immer wieder auf sich auf. 
Entscheidend ist, dass das Ineinandergreifen der Regeln von Europa, Bund und Land 
bis in die Kommunen hinein einen schlanken Weg nimmt und nach diesem schlanken 
Weg gesucht wird. Dieser schlanke Weg muss so zügig wie möglich digitalisiert wer-
den. Das müssen wir nicht nur machen, um in den Institutionen unserer Demokratie – 
in den Ämtern, Ministerien usw. – für unsere Bürgerinnen und Bürger in noch besse-
rem Maße Dienstleister zu sein, sondern da auch unsere öffentlichen Stellen deutlich 
mit Arbeits- und Fachkräftemangel konfrontiert sein werden. Insofern ist es eine 
Chance, bei der Verschlankung von Verfahren auch die Digitalisierung einzusetzen.  

Zum Bereich „One in, one out“ finden Gespräche statt. Das Ziel ist nicht, numerisch zu 
dem Ergebnis zu kommen, „Eines rein, eines raus“, sondern den Belastungslevel zu 
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überprüfen und zu fragen: Entsteht dadurch eine neue bürokratische Belastung? Wenn 
ja, wo können wir die wegnehmen? – Unser Ziel ist es nämlich, nicht durch „One in, 
one out“ eine „One in, one out“-Bürokratie aufzubauen, um Bürokratie abzubauen, 
sondern zu versuchen, so schlank wie möglich unter den von mir beschriebenen Vo-
raussetzungen als Exekutive unter Berücksichtigung der Verpflichtung eines funktio-
nierenden Staats zu arbeiten.  

René Schneider (SPD): Ich konnte gar nicht so schnell mitschreiben. Ich habe jetzt 
eine völlig neue Definition von „One in, one out“ kennengelernt, die sehr interessant 
ist. Das kann man aber im Protokoll nachlesen. 

Ich habe nach den sechs auf Landesrecht beruhenden Berichtspflichten gefragt, zu 
denen sie gerade sagten – Zitiat –, die werden wir aus der Pflicht nehmen. Da im 
Bericht nicht steht, dass sie in Gänze abgeschafft oder reduziert werden, lautete meine 
konkrete Frage: Werden jetzt doch alle sechs abgeschafft? Welche werden abge-
schafft, und welche werden nur reduziert? Darauf sind Sie leider nicht eingegangen. 
Ich glaube, über „One in, one out“ müssen wir noch einmal reden. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Ich schlage vor, dass die Frage direkt beantwortet 
wird. – Frau Ministerin. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Sechs werden abgeschafft. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Danke für die schnelle Klärung. – Herr Brockes. 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Ministerin, zu Ihren Ausführungen: Kollege Schneider 
sagt zu Recht, dass das eine neue Definition Ihrerseits zu „One in, one out“ ist. Wenn 
ich Ihr Beispiel nehme, dass Sie sagen, wenn ein neues Gesetz kommt, wollen Sie 
schauen, wo an anderer Stelle Entlastung stattfindet, frage ich: Wie soll das konkret 
organisiert werden? Wird es dann zum Beispiel im jeweiligen Gesetzentwurf einen ei-
genen Punkt geben, dieses Gesetz wird durch folgende Maßnahmen in diesen und 
jenen Gesetzen für Entlastungen sorgen, so wie das derzeit schon zu den finanziellen 
Belastungen durch ein Gesetz geschieht? – Sie haben gesagt, Sie haben einen Kabi-
nettsbeschluss zum Bürokratieabbau, aber Sie haben zugleich gesagt, über die Details 
muss noch gesprochen werden. Bisher bin ich davon ausgegangen, dass man vor 
einem Kabinettsbeschluss schon einmal mit den Ressorts darüber redet und die kon-
krete Umsetzung dann im Kabinett festgehalten wird und nicht ein Beschluss nach 
dem Motto „Wir reden nachher noch einmal darüber“ gefasst wird.  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Ich würde sagen, auch auf diese Nachfrage reagiert 
die Landesregierung wenn möglich direkt. – Frau Staatssekretärin Krebs.  

StS’in Silke Krebs (MWIKE): Zum einen kann ich nur noch einmal in aller Deutlichkeit 
wiederholen, dass wir zu vielen Punkten schon deutlich gemacht haben, wo wir 
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Beschleunigungen bereits umgesetzt haben. Das sieht man auch an konkreten Ge-
nehmigungsverfahren, die in NRW inzwischen deutlich schneller gehen. Es ist also 
nicht so, dass es noch keine konkreten Ergebnisse in Sachen Planungs- und Geneh-
migungsbeschleunigung gibt.  

Beim Thema „One in, one out“ ist es uns wichtig, dass wir uns auf die Belastung durch 
Gesetze fokussieren, da niemand ein Gesetz schafft, um unnötige Bürokratie zu schaf-
fen. Niemand hat auch früher ein Gesetz geschaffen, um unnötige Bürokratie zu schaf-
fen, sodass man sagen kann, dann streichen wir eben das Gesetz. Es mag plakativ 
sein, wenn wir sagen, wenn ein neues Gesetz kommt, streichen wir ein anderes Ge-
setz. Das würde aber unterstellen, dass es viele Gesetze gibt, die komplett sinnlos 
sind und beseitigt werden können. Dem ist Gott sei Dank nicht so. Deshalb erarbeiten 
wir eine Systematik, die unnötige Belastungen durch gesetzliche Regelungen vermei-
det. Zum einen gilt für neue Gesetze, so schlank wie irgendwie möglich. Sofern aber 
in einem neuen Gesetz neue Auflagen enthalten sind, weil das zur Wirksamkeit der 
Regelungen notwendig ist, dann wird geschaut, das durch entsprechende Entlastun-
gen in anderen Gesetzen auszugleichen. Das ist die Mechanik, an der wir arbeiten und 
zu der wir zeitnah zu Ergebnissen kommen werden. 

Björn Franken (CDU): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich kann nur hoffen, dass bald Bundestagswahl ist, damit dieser Klamauk lang-
sam aber sicher wieder aufhört. Wenn ich Herrn Brockes höre, der zweieinhalb Jahr 
vor der nächsten Landtagswahl schon von der abzuwählenden Regierung redet, kann 
ich nur die Hände über dem Kopf zusammenschlagen.  

Es kann doch nicht unser Ansatz sein, die ganze Zeit nur zu versuchen, irgendetwas 
herbeizureden, um irgendwo einmal einen Punkt zu landen. Die Landesregierung hat 
mit dem Datum vom 12. November ein Paket vorgelegt, in dem sie konkrete Maßnah-
men vorgeschlagen hat, die sie umsetzen will, um Bürokratie abzubauen. Es werden 
konkret die Beispiele beschrieben. Es ist gerade von der Ministerin mehrfach ausge-
führt worden, welche Beispiele dies im Konkreten sein werden.  

Hier weiterhin zu versuchen, dass das alles irgendwie schwierig wäre und es wäre eine 
neue Definition von „One in, one out“ und, und, und, führt beim Thema doch wirklich 
nicht weiter. Lassen Sie uns doch lieber gemeinsam versuchen, Themen zu identifizie-
ren, bei denen man weiter konkret Bürokratie abbauen kann, wie Entfesselungspakete 
gerade von der FDP, die in der letzten Legislatur immer sehr konkret waren. Sie waren 
immer auf einzelne kleine Teile fixiert, die wir nacheinander abarbeiten und abbauen 
konnten. 

Herr Schneider hinterfragt in einer großen Entrüstungswelle all das, was da gerade 
passiert. Sie führen Rheinland-Pfalz als Vorzeigeobjekt für Entbürokratisierung an. Wenn 
ich mir die betroffenen Flutgebiete in Rheinland-Pfalz im Vergleich zu denen in Nord-
rhein-Westfalen ansehe, dann fragen Sie einmal die Leute, wo bürokratisch gehandelt 
wird. In Rheinland-Pfalz ist teilweise bis heute noch nichts an Hilfe angekommen, während 
wir in Nordrhein-Westfalen wesentliche Schritte weiter sind. Das muss man einfach 
einmal in der Realität zur Kenntnis nehmen. Natürlich ist es nicht perfekt, weder hier 
noch irgendwo anders, aber wir sind doch in der Umsetzung von Hilfsmaßnahmen, in 
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der konkreten Hilfsbescheidung, was die Menschen angeht, und bei dem entsprechen-
den Wiederaufbau, bei den dortigen Regelungen, wesentliche Quantensprünge weiter 
als in Rheinland-Pfalz. Das müsste man auch einmal sehen, wenn man das sozialde-
mokratische Bundesland als Musterknabe heranziehen will. 

Noch einmal, es werden viele Beispiele genannt: Das Befristungsmanagement, wir 
haben die Vereinfachung von Genehmigungsverfahren für Schwerlastgroßraumtrans-
porte, die digitale Bündelung von Plattformen. Viele Dinge werden angesprochen, es 
sind viele Einzelbeispiele. Das ist sicherlich nicht der letzte Schuss, den wir da machen 
müssen. Wir haben viel zu entbürokratisieren, was über Jahrzehnte von verschiede-
nen Landes- und Bundesregierungen aufgebaut wurde, aber man muss sich irgend-
wann einmal ehrlichmachen und fragen: Müssen wir uns all den Standard an Berichten 
und Pflichten überhaupt noch gönnen, oder reicht manchmal auch ein bisschen weniger? 

Dann zählt auch zur Wahrheit dazu, dass man als Opposition nicht immer sofort drauf-
springt und sagt: Das hätten Sie jetzt aber einmal monitoren müssen. – Da muss man 
sich ehrlichmachen und sagen: Wir haben irgendwann im Konsens einmal entschie-
den, dass wir entbürokratisieren und auf gewisse Goldstandards verzichten wollen. 

René Schneider (SPD): Ich hätte beinahe gesagt, vielen Dank für die Stützungswort-
meldung zugunsten der Landesregierung. 

Wie man von Entbürokratisierung auf Fluthilfe kommen kann, bleibt mir ein Rätsel. Ich 
habe die Zahlen basierend auf den Bund-Länder-Pakt zitiert und dargestellt, wie un-
terschiedlich Bundesländer damit umgegangen sind. In Baden-Württemberg war keine 
Flutkatastrophe. Da waren es 170 Dinge, die angegangen worden sind. 

Ich weiß, dass Ihr Hauptproblem das ist, dass Sie schlecht mit berechtigter Kritik leben 
können. Wir müssen hier – wo, wenn nicht hier – einmal nüchtern erörtern, wie weit 
wir da sind. Insofern würde ich herzlich bitten, dass wir zu Protokoll nehmen, welche 
Berichtspflichten – es sind scheinbar sechs Stück, die auf Landesebene eine Rolle 
spielen –, anders als auf Seite 3 von 5 erörtert, nicht reduziert, sondern tatsächlich 
abgeschafft werden. Das ist ein Erfolg. Den können wir gerne zu Protokoll nehmen. 
Daher die Bitte, ganz konkret hineinzuschreiben, welche sechs Berichtspflichten ab-
geschafft worden sind.  

Noch einmal zu „One in, one out“. Das war im Antrag von CDU und Grünen im Plenum 
ein zentraler Punkt, da der sich einfach gut macht. Das verstehe ich. Die IHKs und die 
Wirtschaft nehmen das gerne immer als Beispiel und meinen da etwas sehr Konkretes, 
nämlich one ein Gesetz rein und one ein Gesetz wieder raus und nichts anderes, und 
nicht Belastung, von der ich gar nicht weiß, wie ich diese Belastung messe. Für wen 
ist es eine bürokratische Mehrbelastung? Für den Betrieb oder für die Bürokratie? Wer 
definiert das eigentlich?  

Noch wilder wird es, wenn Sie, Frau Staatssekretärin Krebs, davon sprechen, dass 
früher niemand sinnlose Bürokratie eingeführt hat. Nein, sinnlose Bürokratie können 
wir … 

(StS’in Silke Krebs [MWIKE]: Gesetze!) 
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Ich bitte, zu dem Tagesordnungspunkt Wortprotokoll zu führen. Dann werden wir das 
sehr schön nachlesen können. 

Sinnlose Bürokratie oder von mir aus sinnlose Gesetze, das kommt auf das Gleiche 
heraus. Das hieße aber im Umkehrschluss, dass wir davon keines zurücknehmen kön-
nen.  

Das müssen wir heute aber gar nicht erörtern. Ich glaube, ich bin auch im Namen 
meiner Fraktion sehr froh über ein Wortprotokoll zu diesem Thema, und ich bitte die 
abgeschafften Berichtspflichten zu Protokoll zu geben, damit wir uns das noch einmal 
genau anschauen können. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Das Wortprotokoll wird dann natürlich zum gesamten 
Tagesordnungspunkt erstellt. Dann wird man nachlesen können, auf was sich bezogen 
wurde. – Herr Stinka. 

André Stinka (SPD): Ich finde die Debatte gut; denn jeder, der, ich sage einmal, 30 
Jahre in der Politik ist, der hat viele Flyer schon zum Bürokratieabbau drucken lassen. 
Jeder hat das versprochen, jede Regierung, jede demokratische Fraktion hat das ver-
sprochen. Deswegen macht es Sinn, dass man sich wirklich einmal darüber auseinan-
dersetzt, was damit gemeint ist; denn jeder ist daran gescheitert.  

Ich hatte einmal große Hoffnungen in Edmund Stoiber, der auf europäischer Ebene 
das organisieren wollte; denn wenn einer sich mit Akten und Inhalten auskannte, dann 
war das sicherlich er, aber er ist auch gescheitert. Wir haben genug gescheiterte Mi-
nisterinnen und Minister überall im Land im Umlauf. Wir wissen auch alle, dass wir in 
dem Bereich schlanker und klarer werden müssen, aber deswegen hier ist die Debatte 
darüber gut und richtig.  

Deswegen abschließend noch eine Frage, da Frau Staatssekretärin gerade ausgeführt 
hat, dass es eine Belastungseingrenzung oder wie auch immer geben soll: Wer legt 
denn die Belastung fest? Was ist denn Belastung? Wenn ich zu jungen Unternehme-
rinnen und Unternehmern gehe, schildern die mir eine andere Belastung als die Ver-
braucherzentrale. Es setzt dann schon große kommunikative Erfordernisse voraus, 
das zusammenzufassen und zu fragen: Wo gehen wir rein? – Das ist das Problem. 
Daher interessieren wir uns in der Fraktion dafür – Kollege Schneider hat das gerade 
deutlich gemacht –, was nun konkret passiert, weil wir wissen, wie kompliziert das ist, 
da jeder etwas anderes darunter versteht, was wirklich eine Belastung ist, ob in nor-
mativer Form, also gesetzlich, oder bei den Verordnungen.  

Wir wollen sicherlich alle, dass es weniger wird, da wir alle die gleichen Menschen und 
Verbände hören, die darüber stöhnen, aber wenn man die Verbände fragt, heißt es 
immer: Die Bürokratie! – Die Bürokratie ist für einen Abgeordneten immer schwierig 
einzugrenzen. Was ist es genau? – Daher erläutern Sie bitte ganz kurz – wir werden 
das Thema sicherlich noch öfter haben –, wie Sie diesen schwierigen Prozess, wer 
stellt fest, welche Belastung da ist, organisieren wollen.  
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Dietmar Brockes (FDP): Herr Kollege Franken, sehen Sie es uns nach, wenn wir zu 
diesem Thema ein bisschen nachfragen. Es tut mir leid, dass ich Sie schon so früh zu 
einer Koalitionsfrage gezwungen habe. Das war eigentlich nicht meine Absicht, aber 
ich wollte sagen: Sie haben jetzt zweieinhalb Jahre für das erste Paket eines Bürokra-
tieabbaugesetzes gebraucht. Die Frage, ob es jetzt noch einmal zweieinhalb Jahre 
dauert oder ob da eher etwas kommt, Frau Ministerin, ist leider nicht beantwortet wor-
den. Herr Franken hat gesagt, das ist sicherlich nicht der letzte Schuss, aber das heißt, 
dass da schon irgendetwas weiter vereinbart wurde. Deshalb würde mich interessie-
ren, ob weitere Maßnahmen geplant sind, wann die kommen sollen oder ob es das 
erst einmal war.  

Frau Staatssekretärin, das, was Sie hier bisher gesagt haben, hörte sich für mich nicht 
nach Bürokratieabbau, sondern eher nach Bürokratiestopp an, dass Sie nicht noch 
weitere machen wollen.  

Frau Ministerin, Sie können mit dem Kopf schütteln, aber Sie loben sich dafür, dass 
Sie keine der Maßnahmen, die in den letzten Legislaturen in Entlastungspaketen er-
griffen wurden, wieder zurückgedreht haben – es hat auch keiner behauptet, dass Sie 
da irgendetwas zurückgedreht haben –, aber das reicht mir nicht, sondern ich wüsste 
gerne, was konkret an weiteren Maßnahmen erfolgt. Da ist den Ausführungen, die Sie 
bzw. Ihre Staatssekretärin gemacht haben, eher zu entnehmen, dass man nicht noch 
mehr draufsetzen will. Von Abbau ist man dann aber wirklich weit entfernt. Deshalb die 
Fragen, die auch die Kollegen von der SPD schon gestellt haben: Wie konkret sollen 
die Belastungen gemessen werden? Wie wollen Sie das dann umsetzen? Ich hatte 
eben einen Vorschlag gemacht, wie man es machen könnte, dass man im Gesetz 
konkret sagt, was dafür an Belastungen abgeschafft wird. Darauf sind Sie aber leider 
nicht eingegangen.  

Sie haben das Paket auf den Tisch gelegt, wir bohren jetzt ein bisschen nach, um zu 
sehen, wie nachhaltig das ist. Da muss ich sagen, Sie haben leider mehr Fragen er-
zeugt als Antworten gegeben.  

StS’in Silke Krebs (MWIKE): Einen ausdrücklichen Dank an Abgeordneten Stinka für 
seine Frage. Bei mir kam das so an, da versteht einer, um was es bei dem Thema 
wirklich geht; denn es ist genau die Gretchenfrage, was die Belastung ist.  

Wir haben inzwischen eine Debatte, die sich oft im Pauschalen austobt. Wir haben 
eine Belastung – das ist an einem Punkt deutlich geworden – bei den Statistikmeldun-
gen. Im Plenum wurde so getan, dass jede Zumeldung zu einer Statistik einer Regie-
rung eine Belastung ist, die es abzuschaffen gilt. Ein Staat, der nicht vernünftig planen 
kann, weil er nicht über die entsprechende Datengrundlage verfügt, ist aber bei Gott 
kein Beitrag zur Verschlankung des Daseins. Ich habe selbst einmal in einer kommu-
nalpolitischen Tätigkeit erlebt, was es in einer Stadt bedeutet, wenn man sich beim 
Bedarf an Kindergartenplätzen verschätzt hat, da man wegen dünner Datengrundlage 
die künftige Kinderzahl nicht korrekt vorhersagen konnte. Ich sage Ihnen, es ist kein 
Beitrag zum Bürokratieabbau, wenn man plötzlich merkt, dass man nur so viele Kin-
dergartenplätze hat. Deswegen ist der Punkt, was eine Belastung und was notwendig 
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ist, genau das, was das Thema so komplex macht. Bei „One in, one out“ beschäftigen 
wir uns damit, dass wir darauf achten … 

Herr Brockes, genau das habe ich gesagt. Sie müssen es ein bisschen unauffälliger 
machen. Mein Eindruck ist, dass Sie sowieso all das, was wir sagen, als falsch dar-
stellen. Ich habe gesagt, zum einen macht man ein neues Gesetz immer so schlank 
wie möglich. Wenn in dem Gesetz zur Regelung dessen, zu dem man das Gesetz 
schafft, trotz allem neue Verpflichtungen entstehen, da man sie braucht um das, was 
man mit dem Gesetz bewirken will, bewirken zu können, dann schauen wir an anderer 
Stelle, um Belastungen wegzunehmen. Das ist unser Ansatz. 

Genauer kann ich es Ihnen noch nicht sagen, da wir in der Erarbeitung sind, aber ich 
kann Ihnen schon so viel sagen: Der entscheidende Faktor ist nicht, ob wir ins Gesetz-
blatt schreiben, dass wir für jede Belastung eine andere Belastung abschaffen – na-
türlich ist das das, was wir machen wollen –, sondern dass wir klug genug hinein-
schauen, um unnötige Belastungen zu definieren und die abzuschaffen, und nicht un-
ter eine großen Überschrift entfesselnd Belastungen abzuschaffen, die gar keine sind 
oder bei denen man nachher merkt, dass man in eine Regelungslücke läuft. Deswegen 
ist das Geschäft eben komplizierter.  

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, liebe Abgeord-
nete! Ich will nur noch zwei Punkte anmerken.  

Ja, ich glaube es ist gut, dass wir vielleicht miteinander festhalten können, dass wir bei 
„One in, one out“ nicht das Verständnis haben, in der Logik vorzugehen, zum Beispiel 
die gesetzliche Verpflichtung, Losvergaben mittelstandsfreundlich zu gestalten, dafür 
zu streichen, dass wir ein anderes Gesetz einführen. Ich glaube, da herrscht hier Ei-
nigkeit. Zumindest ich würde aktiv widersprechen, dass das die Idee bei „One in, one 
out“ ist.  

Wenn man sich die Entfesselungspaket anschaut – ich habe das selbstverständlich 
gemacht –, sind darin viele Absichtserklärungen enthalten gewesen, von denen einige 
jetzt mit Schwung in die Umsetzung gegangen sind, die in den Paketen beschrieben 
wurden, da wäre etwas zu tun. Es war gut, dass das damals so beschrieben wurde. 
Noch besser ist es, wenn das jetzt für Schritt für Schritt wirkmächtig wird. Ich habe 
darauf hingewiesen, ich glaube, dass eine schlanke und funktionierende Demokratie 
und ihrer Institutionen das ist, was wir zeigen müssen. Ich glaube auch, dass wir das 
zeigen können. Beim Vergleich, wie es offensichtlich in Nordrhein-West im Vergleich 
zu anderen Ländern in Flutgebieten gelingt, schnell und unbürokratisch den Betroffe-
nen Hilfe zukommen zu lassen, müssen wir uns jetzt anschauen, wie die Dinge dort 
gemacht worden sind und ob sich das auf andere Verfahren übertragen lässt. Genau 
so werden wir die Pakete jetzt angehen.  

Der Name „Erstes Entlastungs- und Beschleunigungspaket“ deutet darauf hin, dass es 
das erste und nicht das einzige Paket ist. Insofern dürfen Sie damit rechnen, dass wir 
an weiteren Dingen jetzt schon arbeiten.  

Ich will einen Punkt nennen, der uns wahnsinnig hilft. Herr Stinka hat recht. Wir kennen 
alle aus Gesprächen mit denen, die in Verantwortung stehen, jeden Tag die Aufträge 
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hereinzuholen, um die Umsätze zu machen und die Beschäftigten zu bezahlen, dass 
sie uns im Konjunktiv formulieren: Da müsste man mal was tun. – Sie versuchen die 
konkreten Punkte zu benennen, um mich dann zu fragen: Mona, wann machst du da 
endlich was? – Ich versuche im Interesse des Industrie- und Wirtschaftsstandorts das-
selbe zu tun.  

Es gibt die Möglichkeit des Praxischecks. Wir haben die Unternehmen eingeladen, uns 
zu den Punkten, die immer wieder im Konjunktiv formuliert werden, sehr, sehr konkret 
die Dinge zu benennen. Dann wird es so sein, dass es politische Entscheidungspro-
zesse geben wird, denen im Verfahren Abwägungsprozesse vorausgehen werden, 
aber Sie können davon ausgehen, dass wir das konsequente Verschlanken demokra-
tischer Verfahren als Topthema für diese Landesregierung weiterverfolgen.  

Dr. Christian Untrieser (CDU): Ich habe Verständnis dafür, wenn die Opposition kri-
tisiert und sagt, was alles nicht geschehen ist, aber ich habe das Gefühl, es ist gar 
nicht die Vorlage gelesen worden, die zur Verfügung gestellt worden ist.  

Es ist ein ausführlicher Plan, eine Tabelle mitgeliefert worden, in der steht, was ge-
macht worden ist. Darin finden sich ganz konkrete Dinge, die sich übrigens schon wei-
terentwickelt haben, da das der Stand vom Oktober ist. Zum Beispiel haben wir in der 
letzten oder vorletzten Woche einige Dinge gemacht.  

Deshalb ganz konkret, wo etwas geschehen ist: Sie wissen, wir haben das Landespla-
nungsgesetz geändert. Dazu sagt die IHK, dadurch haben wir mehrere Monate Zeit 
gewonnen. Wir haben kürzlich beschlossen, dass das Widerspruchsverfahren bei ei-
nigen Verfahren abgeschafft wird. Das ist ein ganz konkretes Gesetz. In der vorletzten 
Woche hatten wir eine Novellierung des VwVfG und der VwGO. Auch da sind also 
ganz konkrete Dinge gemacht worden.  

Das ist in der Tabelle ein bisschen versteckt, aber das sind durchaus einzelne Schritte, 
die dann ebenso wie in der letzten Legislaturperiode, lieber Dietmar Brockes, gemacht 
worden sind. Jetzt sind in den zwei Jahren aber auch verschiedene Schritte gemacht 
worden, die vieles erleichtern. 

Das ist trotzdem noch nicht abgeschlossen. Sie können der Tabelle auch entnehmen, 
dass wir beim Pakt zur Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung 
noch am Anfang stehen. Da ist vielleicht das erste Drittel abgearbeitet, aber zwei Drittel 
bleiben noch zu tun. Ich lade deshalb dazu ein, dass wir regelmäßig diesen Punkt auf 
die Tagesordnung nehmen, damit wir sehen können, ob die Tabelle weiter abgearbei-
tet wird. Ich bin da sehr zuversichtlich. Ansonsten sind wir für alle Vorschläge offen. 

Da das Thema wirklich wichtig ist, will ich es plastisch machen. Heute Morgen bin ich 
mit der S-Bahn gefahren. Dabei habe ich belauscht, wie sich einige Fahrgäste über 
einen Sachverhalt aufgeregt haben, was ich absolut nachvollziehen kann. Das ist die 
S 6, die zwischen Düsseldorf und dem Ruhrgebiet pendelt. Im letzten Jahr ist ein Hang 
abgerutscht. Jetzt geht es darum, die Strecke wieder instandzusetzen. Da der Hang 
abgerutscht ist, sagt der VRR: Wir sichern die mal, wir bauchen die nicht genau eins 
zu eins, wie sie vorher war, sondern wir sichern den Hang besser, damit er in Zukunft, 
wenn wir vielleicht mehr Regenereignisse usw. haben, ein bisschen stabiler ist. – Es 
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dauert 18 Monate, bis man ein Planungsverfahren durchgeführt und das Eisenbahn-
Bundesamt gesagt hat: Ja, das ist jetzt in Ordnung. – 18 Monate wartet man darauf. 
Das ist ein Praxisbeispiel. Keiner würde widersprechen, wenn diese Bahnstrecke wie-
der genauso gebaut würde. Anstatt dass wir es schaffen, dass der Staat sagt, es wird 
bitte sofort neu gebaut, brauchen wir 18 Monate – vielleicht dauert es am Ende noch 
länger – für die Plangenehmigung, damit dann erst der Auftrag erteilt werden kann. Ich 
glaube, das ist das Problem, das wir wirklich in Deutschland haben. Bei solchen Din-
gen müssen wir einfach viel, viel schneller werden. Da muss es gelingen, dass wir 
Regularien abschaffen und man einfach baut und sich bei solchen sinnvollen Projekten 
nicht selbst fesselt. Wenn wir da weiterkommen würden – wir sind alle aufgefordert, 
daran zu arbeiten –, dann wären wir schon deutlich weiter. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Dann 
bedanke ich mich für die Aussprache und schließe damit den Tagesordnungspunkt 7. 
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8 Einfluss von Brückenschäden auf den Handel über den Duisburger Hafen 

(Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3373  

Frederick Cordes (SPD) dankt für den Bericht. Auf eine Situationsbeschreibung ver-
zichte er, da diese den Staumeldungen zur A 3, A 59, A 57, A 42 und Ähnliches ent-
nommen werden konnte. Die Brückenschäden an der Berliner Brücke könnten nicht 
isoliert betrachtet werden, sondern es müsse die Infrastruktur im westlichen Ruhrge-
biet insgesamt in den Blick genommen werden. Vor diesem Hintergrund bitte er zwei 
Fragen zu beantworten. 

Die erste Frage laute, welche Vorkehrungen die Landesregierung für den Fall einer 
möglichen Vollsperrung der Berliner Brücke vor dem Jahr 2029 treffe. Da in dem Be-
richt auf die Kontroverse zwischen der Bundes- und der kommunalen Ebene bezüglich 
einer Zweiteilung des Planfeststellungsverfahren verwiesen werde, frage er zweitens, 
welche Position die Landesregierung dazu einnehme.  

RB’r Markus Voelker (MUNV) verweist auf den Bericht, in dem dargestellt worden 
sei, das Land Nordrhein-Westfalen sei nicht Verkehrslastträger. Wie im Verkehrsaus-
schuss bereits ausgeführt, sei für die Verkehrslenkung die Stadt Duisburg zuständig, 
die der Landesregierung auf Nachfrage mitgeteilt habe, mit den Erfahrungen aus dem 
Jahr 2014 sähe sie sich gut gerüstet. Daher verfüge die Landesregierung über keiner-
lei Handlungsmöglichkeiten. Natürlich stehe die Landesregierung in einem engen Aus-
tausch mit der Stadt Duisburg. Die Landesregierung habe die Hoffnung, die vorhan-
dene Brücke könne so lange genutzt werden, bis die neue Brücke zur Verfügung stehe. 

Die zweite Frage sei bereits in dem schriftlichen Bericht beantwortet worden. Die Lan-
desregierung wünsche sich eine schnelle Lösung, aber die Verantwortung liege beim 
Bund und der Kommune. Die Landesregierung könne nur Wünsche äußern. 

Frederick Cordes (SPD) konkretisiert seine Frage dahin gehend, ob sich die Landes-
regierung eine Tunnellösung oder eine andere Lösung wünsche. 

RB’r Markus Voelker (MUNV) antwortet, die beiden Akteure müssten eine gute Lö-
sung finden. Da die Verantwortung nicht bei der Landesregierung liege, könne diese 
nur die Aussage treffen, es wäre gut, wenn eine schnelle Lösung realisiert werde. Eine 
schnelle Lösung sei in zwei Richtungen möglich: Entweder werde sich auf eine Tunnel- 
und Troglösung mit den diskutierten Mehrkosten geeinigt oder es werde keine Eini-
gung in dieser Hinsicht erreicht.  

Frederick Cordes (SPD) zeigt sich verwundert, dass die Landesregierung hierzu of-
fenbar keine Meinung habe. Da er aber die Antwort nicht falsch interpretieren wolle, 
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schließe er die Frage an, ob von der Landesregierung die vom Bund angedachte Lö-
sung unterstützt werde, da dies die schnellste Lösung sei.  

RB’r Markus Voelker (MUNV) antwortet, die Landesregierung wünsche sich eine 
schnelle Lösung. Zur Frage, wie diese zustande komme, habe sich die Landesregie-
rung nicht positioniert, da dies nicht ihre Aufgabe sei. 

StS’in Silke Krebs (MWIKE) bittet zu respektieren, die fachkundigen Beamten aus 
den zuständigen Ministerien könnten Antworten auf Fachfragen geben, aber kein Mi-
nisterium äußere auf Fachebene Wünsche zu Maßnahmen oder spreche sich für Pri-
oritäten aus, für die es nicht zuständig sei. Deshalb bitte sie nicht einen Vertreter eines 
Ministeriums, der sich mit seinem Fachwissen für die Beantwortung von Fragen zur 
Verfügung stelle, in eine Zwickmühle zu bringen.  

Frederick Cordes (SPD) stellt klar, seine Fragen richteten sich natürlich an die Minis-
terin. Durch die Ministerin sei zu entscheiden, von wem die Fragen zu beantworten 
seien. Insofern habe er Respekt vor den fachkundigen Beamten der Ministerien. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) dankt für die erfolgte Klarstellung. Dies sei ge-
genüber dem Personal, das in den Ministerien in Nordrhein-Westfalen für die operative 
Arbeit zuständig sei, sehr anständig.  

Im schriftlichen Bericht werde dargelegt, welche Verantwortung das federführende Mi-
nisterium für die Landesregierung sehe. In diesem Bericht werde auch sehr deutlich 
beschrieben, dass eine schnelle Umsetzung das Ziel der Landesregierung sei, aber 
die Verantwortung beim Bund und der Kommune liege, die sich verständigen müssten. 
Sie danke RB’r Markus Voelker für die Darstellung, dass sich die Stadt Duisburg laut 
ihrer eigenen Aussage gerüstet fühle.  

Die Landesregierung unternehme im Zusammenspiel zwischen dem Verkehrsministe-
rium und dem Wirtschaftsministerium beispielsweise in den Ausschüssen des Bundes-
rats und in den Gesprächen mit den Beteiligten alles, um für eine ausreichend sanierte 
Infrastruktur zu sorgen, da eine nicht ausreichend sanierte Infrastruktur immer eine 
große Herausforderung für die Unternehmen darstelle. Im schriftlichen Bericht sei dies 
aber schon alles dargestellt worden.  
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9 Offene Baustellen ohne Ende: Wann kommt der Entwurf zur 3. LEP-Änderung? 

(Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3358 

René Schneider (SPD) interessiert bei der 3. LEP-Änderung besonders die Frage der 
Degression beim Ausstieg aus dem Kiesabbau am Niederrhein. Deshalb habe er den 
Prozess genau verfolgt. Seit dem 21. Juli 2023 lägen elf Eckpunkte vor. Ein Start sei 
für das Frühjahr 2024 vorgesehen gewesen. Dieser Zeitpunkt sei inzwischen um ein 
knappes Jahr überschritten worden. Die Gründe dafür seien nachvollziehbar. Nicht nur 
er, sondern viele Menschen am Niederrhein stellten sich nun die Frage, wie es mit der 
Degression weitergehe.  

Hierzu habe er sich auch in einem Offenen Brief an Ministerin Mona Neubaur gewandt. 
Die Form des Öffentlichen Briefs habe er deshalb gewählt, da an den Antworten auch 
die Öffentlichkeit interessiert sei. Diesen Offenen Brief habe Staatsministerin Mona 
Neubaur zuständigkeitshalber an Minister Oliver Krischer weitergeleitet, der sich zur 
Beantwortung der Fragen zu ungefähr Zweidrittel auf Informationen aus dem Wirt-
schaftsministerium stütze. Nach zwei Monaten habe er dann Antworten erhalten, durch 
die aber nicht klar erkennbar sei, wie der Sachstand sei. Deshalb sei zur heutigen 
Sitzung der Berichtsantrag gestellt worden. In dem schriftlichen Bericht fehlten aber 
wieder Antworten zu wesentlichen Fragen.  

Sicherlich sei es schwierig, sich in dieser Frage mit dem Koalitionspartner zu einigen, 
aber Ministerin Mona Neubaur könne sich nicht wegducken, da sie im Zuge des Land-
tagswahlkampf 2022 zusammen mit ihm vor Ort versprochen habe, etwas für die dor-
tigen Menschen zu tun. Seit zweieinhalb Jahren habe Ministerin Mona Neubaur die 
Möglichkeit, dieses Versprechen umzusetzen. Deshalb stelle er seine heutigen Fragen 
persönlich an Ministerin Mona Neubaur, von der er persönlich Antworten erwarte, da 
es um politische Fragen gehe, die nicht von der Fachebene beantwortet werden soll-
ten, wie unter dem vorhergehenden Tagesordnungspunkt klargestellt worden sei.  

Vor diesem Hintergrund bitte er, die Fragen 8 und 9 im Berichtsantrag zu beantworten, 
da auf diese im schriftlichen Bericht keine Antworten gegeben worden seien. Die Frage 
8 laute, wie weit die Landesregierung mit dem „noch zu entwickelnden Rohstoffmoni-
toring“ sei. Die Anführungszeichen aus der Frage ergäben sich daraus, dass das noch 
zu entwickelnde Rohstoffmonitoring Teil der Eckpunkte sei, da das Rohstoffmonitoring 
Basis – damit komme er zur Frage 9 – für die Degression sein müsse. Ohne ein Roh-
stoffmonitoring komme es zu keiner Degression. Die Frage 9 laute, welche Zielmarke 
beim Abbau von Kies und Sand auf dem oben genannten Degressionspfad erreicht 
werden solle.  

Mit diesen beiden Fragen steige er in die Diskussion ein, da auf Antworten zu diesen 
zwei wesentlichen Fragen gewartet werde. Nach der entsprechenden Drucksache 
werde frühestens im 1. Quartal 2025 der Prozess gestartet.  
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Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) konnte dem an sie adressierten Brief nicht ent-
nehmen, dass eine persönliche Antwort von ihr erwartet worden sei. Gemäß dem Ge-
schäftsverteilungsplan der Landesregierung liege die Federführung für die Rohstoff-
abgabe beim Umweltministerium. Deshalb haben sie den Brief an das Umweltministe-
rium weitergeleitet. Damit sei kein Wegducken verbunden gewesen, da üblicherweise 
die Beantwortung von Fragen durch das federführende Ministerium erfolge. Innerhalb 
der Landesregierung erfolge aber eine Zusammenarbeit, dass eine fachliche Lieferung 
an das federführende Ressort stattfinde.  

Die Mittel für das Rohstoffmonitoring seien im Haushalt hinterlegt. Aktuell befinde sich 
das Rohstoffmonitoring in der Vergabe.  

Die Landesregierung wolle, wie im Koalitionsvertrag vereinbart, einen wissenschaftlich 
fundierten Degressionspfad verfolgen. Dieser sei vom Ergebnis des Rohstoffmonito-
rings abhängig. Daher könne sie derzeit keine konkrete Zielmarke nennen, da es im 
Interesse des Landes Nordrhein-Westfalen, des intelligenten Einsatzes von oberflä-
chennahen Rohstoffen und eines Investitionsschubs für die daran hängende Wirt-
schaft und Industrie liege, mit Zahlen, Daten und Fakten aus dem Monitoring konkrete 
Zielmarken im Degressionspfad zu beschreiben.  

René Schneider (SPD) fragt, ob der Degressionspfad überhaupt in die 3. LEP-Ände-
rung aufgenommen werde. Da erst jetzt das Rohstoffmonitoring ausgeschrieben 
werde, könne allein aus zeitlichen Gründen der Degressionspfad nicht in die 3. LEP-
Änderung aufgenommen werden.  

Derzeit gebe es nur ein Abgrabungsmonitoring, das sich unbemerkt von der Öffent-
lichkeit insofern verändert habe, dass es kein Prognosejahr mehr gebe, sondern nur 
noch alle zwei Jahre ein Überfliegungsjahr. Er bitte darzulegen, wie diese Änderung 
begründet werde. 

Dietmar Brockes (FDP) bittet um Auskunft, ob er die vorherigen Äußerungen richtig 
interpretiere, dass eine Rohstoffabgabe weiter zwischen dem Wirtschaftsministerium 
und dem Umweltministerium diskutiert werde. Er bitte den Sachstand zur Rohstoffab-
gabe mitzuteilen. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) antwortet, sie habe ausgeführt, dass die Feder-
führung beim Umweltministerium liege. Dies sei bereits seit dem Zeitpunkt der Fall, zu 
dem die jetzige Landesregierung ihre Arbeit aufgenommen habe.  

Selbstverständlich seien die Punkte, die im Koalitionsvertrag vereinbart worden seien, 
Gegenstand der Beratungen innerhalb der Landesregierung.  

Sie habe zuvor vom Rohstoffmonitoring gesprochen, während nun das Abgrabungs-
monitoring angesprochen worden sei. Zum LEP im Detail werde sich LMR’in Dr. Ale-
xandra Renz-von Kintzel äußern. In der 3. LEP-Änderung werde auf das Rohstoffmo-
nitoring verwiesen. Aufgrund des Beratungszeitraums, der für die 3. LEP-Änderung 
benötigt werde, könne am Ende das Rohstoffmonitoring einbezogen werden. Zum 
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Zeitpunkt der Einbringung des Entwurfs der 3. LEP-Änderung lägen aber die Ergeb-
nisse des Rohstoffmonitorings noch nicht vor.  

LMR’in Dr. Alexander Renz-von Kintzel (MWIKE) erläutert, das Abgrabungsmonito-
ring sei im Kern eine Beobachtung des Abgrabungsgeschehens. Das Abgrabungsmo-
nitoring werde jetzt genutzt, um Prognosen für den Bedarf in der Zukunft abzuleiten. 
Künftig werde die Frage nach dem Bedarf auf ein Rohstoffmonitoring übergehen. Das 
Rohstoffmonitoring erfolge nicht flächenbezogen und sei deshalb auch nicht in der Re-
feratsgruppe angesiedelt, für die sie zuständig sei, da daraus der Rohstoffbedarf der 
Wirtschaft abgeleitet werde. Die Bedarfsberechnung werde dann über das Rohstoff-
monitoring erfolgen.  

Das Abgrabungsmonitoring werde selbstverständlich beibehalten, das vom Geologi-
schen Dienst durchgeführt werde. Darüber würden die genauen Daten zum Abgra-
bungsgeschehen geliefert, damit der Bedarf mit dem, was auf der Erde geschehe, ab-
geglichen werden könne. In dem Zusammenhang komme es immer wieder zu Umstel-
lungen. Es würden vorhandene Luftbilder genutzt, da von eigenen Befliegungen abge-
sehen werde, um die Kosten im Rahmen zu halten. In dem Rahmen könne es zu Än-
derungen kommen, aber im Kern werde künftig nur noch das Abgrabungsgeschehen 
abgebildet, wenn der neue LEP greife.  

René Schneider (SPD) zieht den Schluss, der Degressionspfad könne im Entwurf der 
3. LEP-Änderung nicht enthalten sein, weil dieser erst am Ende des Verfahrens auf-
genommen werden könne, wenn das Rohstoffmonitoring abgeschlossen worden sei 
und sich ein Degressionsziel ableiten lasse.  

Im Bericht sei die Aussage enthalten, der Planentwurf befinde sich in der finalen Ab-
stimmung. Er bitte um Auskunft, wer in die finale Abstimmung jetzt noch involviert sei, 
da nach dem Bericht schon konkrete Festlegungen erarbeitet worden seien, und wel-
che Abstimmungen noch erforderlich seien. Ferner frage er, ob statt des Zeitpunkts 
1. Quartal 2025 ein konkreter Zeitpunkt genannt werden könne. 

LMR’in Dr. Alexander Renz-von Kintzel (MWIKE) legt dar, der Entwurf werde übli-
cherweise von der Landesplanung erarbeitet, da dieser Grundsätze der Landespla-
nung enthalte. Natürlich würden auf der Arbeitsebene Fachinhalte abgestimmt. Der 
Entwurf des Landesentwicklungsplan werde aber von der Landesregierung insgesamt 
beschlossen. Daher müsse der Entwurf mit allen Ministerien abgestimmt werden. Die-
ses Verfahren ende üblicherweise in einem Kabinettsbeschluss. Selbstverständlich 
bestehe die Absicht, dieses Ziel so schnell wie möglich zu erreichen. 

René Schneider (SPD) bezieht sich auf das Ziel 2-3 im LEP, das aufgrund des OVG-
Urteils vom 21. März 2024 strittig sei. Es sei nicht wirksam, da das Gericht die mangel-
hafte Begründung bemängelt habe. Für die Übernahme des Ziel 2-3 müsste eine juris-
tisch sichere Begründung geliefert werden. Deshalb bitte er um Auskunft, ob im Zuge 
der 3. LEP-Änderung ein wortgleiches Ziel 2-3 mit einer gerichtsfesten Begründung in 
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den LEP aufgenommen werde, oder ob auch die Absicht bestehe, dessen Wortlaut zu 
verändern. 

LMR’in Dr. Alexander Renz-von Kintzel (MWIKE) bestätigt, vom Gericht sei bemän-
gelt worden, dass die zurückliegende Änderung nicht ausreichend begründet worden 
sei. Deshalb musste evaluiert werden, welche Festlegungen sinnvoll und notwendig 
seien. Niemals werde nach Jahren eine Formulierung wortgleich übernommen, son-
dern es werde geprüft, ob diese Formulierung sinnvoll und zweckmäßig gewesen sei. 
Dies gehöre zu den vorzulegenden Inhalten. An diesem Beispiel werde deutlich, die 
Landesplanung müsse auch immer kommunale Probleme lösen und deren Fragestel-
lungen aufgreifen.  

Vom Fragesteller sei richtigerweise beschrieben worden, dass die Landesregierung 
sehr intensiv damit beschäftigt sei, mit den Kommunen für die Zwischenzeit Lösungen 
für wichtige kommunale Projekte zu finden. Insofern seien mindestens Teilinhalte aus 
der Sicht der Landesregierung weiter sinnvoll.  

René Schneider (SPD) folgert, das Ziel 2-3 werde in die 3. LEP-Änderung nicht wort-
gleich übernommen.  

Auf eine von ihm gestellte Kleine Anfrage sei mitgeteilt worden, es seien zwei Dutzend 
Problemfälle bekannt. Dem RVR seien allein 40 Problemfälle bekannt. Bei einer Hoch-
rechnung auf alle Planungsgebiete müssten sich mehrere Hundert Problemfälle erge-
ben. In seinem Wahlkreis gebe es einen Investor, der ein Hospiz im Außenbereich 
bauen wolle, der nicht wisse, wie es mit diesem Projekt weitergehen werde. Deshalb 
frage er, ob die Landesregierung eine quantitative und qualitative Übersicht über den 
Umfang der betroffenen Projekte habe und sie einschätzen könne, bei wie vielen die-
ser Projekte eine Chance auf Umsetzung bestehe.  

LMR’in Dr. Alexander Renz-von Kintzel (MWIKE) kann keine Aussagen zum künfti-
gen Wortlaut des Ziel 2-3 treffen, da ein Kabinettsbeschluss noch nicht vorliege. Wie 
schon dargestellt, werde nach einer Evaluierung Jahre später keine wortgleiche For-
mulierung in einen neuen Entwurf aufgenommen. Die Probleme in der Planung würden 
sich nämlich verschieben. 

Die Zahl von 40 Fällen allein im RVR treffe sicherlich nicht zu. Diese Zahl sei darauf 
zurückzuführen, dass zunächst bei vielen Planungsfällen der Eindruck entstanden sei, 
diese müssten überprüft werden. Viele Probleme ließen sich mit dem weiter geltenden 
Ziel 2-3 lösen, sodass aus allen Planungsregionen ungefähr 30 Fälle verblieben, bei 
denen bei den eiligen Fällen versucht werde, die Probleme jetzt über verschiedene 
Instrumente zu lösen. So sei es beispielsweise möglich, Zielabweichungsverfahren 
durchzuführen. Diese Möglichkeiten seien den Bezirksregierungen bekannt. Diesen 
sei inzwischen auch der Interpretationsspielraum bekannt, der durch das bisher gel-
tende Ziel 2-3 ermöglicht werde. Im einen oder anderen Fall werde wohl auch die Hal-
tung eingenommen, aufgrund des bestehenden Zeithorizonts könne die LEP-Ände-
rung abgewartet werden.  
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Bei den erwähnten 30 Fällen seien vor allem kommunale Rettungswachen betroffen. 
Hinzu kämen einige Bauleitplanprojekte und Biogasanlagen. Dies seien die Fälle, die 
an die Landesregierung herangetragen worden seien. Ziel sei es aber, die Bezirksre-
gierungen zu befähigen, die damit verbundenen Probleme selbst zu lösen. Insofern 
könne es durchaus weitere Fälle geben, die an die Landesregierung nicht herangetra-
gen worden seien. Nach ihrem Eindruck habe sich die große Aufregung etwas gelegt, 
da die Bezirksregierungen in der Lage seien, mit diesen Fällen besser umzugehen.  
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 40 - APr 18/779 

Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 11.12.2024 
59. Sitzung (öffentlich)  
 
 
10 Konjunkturbericht III (Bericht beantragt von der Fraktion der FDP [s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3353  

Dietmar Brockes (FDP) war überrascht, dass dieses Thema nicht auf Bitte der Lan-
desregierung in die Tagesordnung für die heutige Ausschusssitzung aufgenommen 
worden sei. Daher sei der zur Diskussion stehende Berichtsantrag gestellt worden. 
Nachdem der Bericht aber nicht sehr aussagekräftig sei, könne er nachvollziehen, 
dass es vonseiten der Landesregierung keine Bestrebungen gegeben habe, das 
Thema auf die Tagesordnung zu nehmen.  

Leider stagniere die Wirtschaft, wie dem schriftlichen Bericht entnommen werden 
könne. Im schriftlichen Bericht sei von einer Seitwärtsbewegung die Rede. Aus der 
Antwort zu Frage 1 schließe er, dass Ministerin Mona Neubaur mit der wirtschaftlichen 
Entwicklung nicht besonders zufrieden sei. Seine Wahrnehmung sei noch negativer, 
da sich die wirtschaftliche Entwicklung neben den Produktionsrückgängen und den 
zurückgehenden Auftragsmengen auch auf den Arbeitsmarkt auswirke. Die Streichung 
von Stellen in vielen großen Unternehmen sei schon Gegenstand der Diskussion im 
Plenum gewesen, aber inzwischen sei davon auch die mittelständische Wirtschaft be-
troffen.  

Vor dem Hintergrund der vom RWI vorgelegten Ergebnisse frage er, welche konkreten 
Entlastungsmaßnahmen die Landesregierung beabsichtige für das Jahr 2025 zu er-
greifen, damit insbesondere am Standort Nordrhein-Westfalen wieder investiert werde. 
Den Haushaltsberatungen habe er keine großen Schritte in diese Richtung entnehmen 
können.  

Christian Loose (AfD) hätte es für angebrachter gehalten, für den aktuellen Konjunk-
turbericht statt der Überschrift „Strukturelle Anpassungen belasten konjunkturelle Er-
holung“ die Überschrift „Große Transformation belastet konjunkturelle Erholung“ zu 
wählen. Dies werde bei einer Betrachtung der Zahlen auf Seite 3 zur Kapazitätsaus-
lastung in ausgewählten Industriezweigen oder auf den Seiten 8 und 9 zu den Ge-
schäftserwartungen deutlich. Auch die Risiken bei den Energie- und Rohstoffpreisen, 
deren Tendenz deutlich nach oben zeige, seien sehr bedrückend. Die aktuelle Lage 
der Industrie sei erkennbar, wenn die App „Electricity Maps“ aufgerufen werde. Dort 
würden die Strompreise angegeben, die von 8 bis 20 Uhr für die Industrie relevant 
seien. Um 20 Uhr liege der Preis bei 21 Cent pro Kilowattstunde, während in der übri-
gen Zeit der Preis zwischen 30 und 45 Cent liege. Bekanntlich führten auf Dauer an-
gelegte Preise von über 5 Cent pro Kilowattstunde zu einer Abwanderung der ener-
gieintensiven Industrie.  

Nachdem in Nordrhein-Westfalen der Bau von Windenergieanlagen erfolge, für die für 
einen Zeitraum von 20 Jahren ein Preis von mehr 9 Cent pro Kilowattstunde garantiert 
werde, der die Netz- und Backupkosten noch nicht enthalte, sei sehr viel Fantasie er-
forderlich, um für die energieintensive Industrie eine Zukunft erkennen zu können.  
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An den Äußerungen des Vorstandsvorsitzenden von Thyssenkrupp sei erkennbar, wie 
die Industrie aktuell die Politik der Landesregierung bewerte. Dieser habe geäußert, 
Solar- und Windenergie würden in Deutschland nie wettbewerbsfähig sein. Bislang 
habe dieser noch keine Lösung gesehen, mit der in Mitteleuropa grüner Strom wettbe-
werbsfähig produziert werden könne. Er könne nicht erkennen, wie Energieerzeugung 
in der nötigen Größenordnung in Deutschland jemals zu wettbewerbsfähigen Preisen 
realisiert werden könne.  

In dem Zusammenhang verweise er auch auf einen Artikel im „Focus“, in dem der 
Vorstandsvorsitzende von Thyssenkrupp eindringlich vor der Deindustrialisierung 
Deutschlands warne. Nach dessen Aussage habe der Prozess bereits begonnen. Man 
befinde sich in einer Deindustrialisierung. Noch bestehe eine Chance, wenn sich wie-
der auf die Bedürfnisse der Industrie konzentriert werde. Damit habe der Vorstands-
vorsitzende von Thyssenkrupp keine Subventionen, sondern Maßnahmen zur Steige-
rung der Attraktivität des Standorts gemeint. In eine ähnliche Richtung gehe der Brand-
brief der Lufthansa.  

Jeden Monat gingen in Deutschland 10.000 Jobs in der Industrie verloren. Auf diesen 
Sachverhalt werde in dem aktuellen Konjunkturbericht leider nicht eingegangen. Mi-
nisterin Mona Neubaur habe sich zu diesem Sachverhalt ebenfalls noch nicht geäu-
ßert. Sie haben nun die Gelegenheit zu erläutern, woher die Jobs, die als Ersatz für 
die in der Industrie wegfallenden Jobs dienen sollten, stammen werden.  

Von Abgeordnetem André Stinka sei als Beispiel Bochum genannt worden. Dort seien 
nun DHL- und Amazon-Fahrer tätig. Er bitte darzulegen, ob dies die Richtung sei, in 
die von der Landesregierung beabsichtigt sei, Industriearbeitsplätze zu ersetzen.  

André Stinka (SPD) erinnert seinen Vorredner daran, dass er nordrhein-westfälischer 
Landtagsabgeordneter sei. Sofern sich dieser ein wenig mit der Historie des Landes 
beschäftigt habe, dann sei ihm bekannt, dass es in Nordrhein-Westfalen immer Struk-
turänderungen gegeben habe. Im Münsterland, aus dem er stamme, sei einmal in gro-
ßem Umfang Textilindustrie ansässig gewesen, die inzwischen nicht mehr existiere. 
Dafür hätten sich dort aber inzwischen viele andere Champions und Forschungsein-
richtungen angesiedelt.  

In der Vergangenheit hätten zum Glück immer Landesregierungen in der Verantwor-
tung gestanden, von denen nicht der Blick zurück gerichtet worden sei, sondern die 
mit Mut in die Zukunft blickten. So seien beispielsweise das Wuppertal-Institut gegrün-
det und die Akademie Mont-Cenis eingerichtet worden. Ebenso seien Ansiedlungen 
im Bereich der Mikrotechnologie erfolgt. 

Auch der Wandel in Bochum sei von der Landesregierung unterstützt worden, zumal 
es sich in Bochum nicht um den ersten Wandel handle. Dort sei zunächst auf einem 
alten Zechengelände das Opel-Werk errichtet worden. Nach der Schließung des Opel-
Werks hätten sich auf dem Gelände Unternehmen angesiedelt, die in Zusammenarbeit 
mit vielen Einrichtungen vor Ort dazu beigetragen hätten, dass inzwischen mehr sozi-
alversicherungspflichtige Arbeitsplätze entstanden seien, als dies bei Opel zur Endzeit 
der Fall gewesen sei. Von seinem Vorredner könne nicht ignoriert werden, dass sich 
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ein Land den damit verbundenen Aufgaben stellen müsse, da ein Festhalten an alten 
Strukturen nicht von Erfolg gekrönt sein werde. Das werde in vielen Ländern deutlich, 
von denen dieser falsche Ansatz verfolgt werde.  

Die Sozialdemokraten sähen sich gemeinsam mit den Gewerkschaften in der Lage, 
den industriellen Wandel zu organisieren. Es werde in der Community von Bochum 
sicherlich nicht positiv aufgenommen, dass sein Vorredner versuche, Bochum 
schlechtzureden. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) vertritt die Auffassung, es müsse sich nicht über 
Zehntelprozentpunkte gestritten werden. Erfreulicherweise werde anerkannt, dass die 
konjunkturelle Lage für sie als Wirtschaftsministerin die Grundlage bilde, die schwieri-
gen strukturellen Krisen sehr konzentriert anzugehen. Darüber sei in einer Situation zu 
reden, in der in der verarbeitenden Industrie beschäftigten Menschen aufgrund von 
Managemententscheidungen nicht bekannt sei, wie es für sie weitergehe. Aufgrund 
dieser Managemententscheidungen fänden aktuell zwischen den Beschäftigtenvertre-
tungen und den Arbeitgebern intensive Diskussionen statt. Daher sei es gut, wenn die 
demokratischen Parteien beispielsweise an der Seite der Beschäftigten in Kreuztal-
Eichen stünden und verdeutlichten, für was in diesem Land politisch gestritten werde, 
unabhängig davon, von welchen Parteien die Landesregierung gestellt werde.  

Bekanntlich gelte die Sozialpartnerschaft in Nordrhein-Westfalen. Darüber hinaus 
existiere eine Montanmitbestimmung. Vor allem stellten vom Land zugesagte Förder-
summen keinen Blankoscheck dar, nach Gutdünken zu handeln, sondern sie seien 
eine Verpflichtung für diesen Standort. Deshalb sei es richtig, den Konjunkturbericht 
auch unter dem Aspekt der Entwicklung am Arbeitsmarkt zu diskutieren.  

Das Wirtschaftsministerium habe seit der Regierungsübernahme im Rahmen seiner 
Möglichkeiten über den Einzelplan 14 eine Steigerung der Investitionsquote erreicht. 
Gegenüber dem Bund und anderen Ländern sei zwar ein Investitionsdefizit in Nord-
rhein-Westfalen zu verzeichnen, aber Nordrhein-Westfalen sei als Wirtschafts- und In-
dustriestandort durchaus attraktiv. Sie erinnere an Aussagen von Unternehmen, dass 
es eine Stärke von Nordrhein-Westfalen sei, wie schnell beispielsweise bei der Brach-
flächenentwicklung im nördlichen Ruhrgebiet reagiert worden sei. Es seien moderne 
Ansätze in einem attraktiven Marktumfeld umgesetzt worden. Positiv würden auch die 
geografische Lage von Nordrhein-Westfalen und das vorhandene Potenzial von Ar-
beits- und Fachkräften hervorgehoben.  

Deshalb würden sehr konzentriert und eng abgestimmt zwischen dem Arbeitsministe-
rium, dem Wirtschaftsministerium und der Regionaldirektion der Arbeitsagentur Maß-
nahmen ergriffen. Im Zuge der Bürgergelds seien bei der Arbeitsagentur Budgets hin-
terlegt, die Qualifizierungsmaßnahmen für Beschäftigte im Übergang ermöglichten. 
Bei einem Höchststand der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Nordrhein-
Westfalen und unter Berücksichtigung der perspektivisch wegfallenden Stellen müsse 
es möglich sein, über eine Abgleichung der Kompetenzprofile den Wegfall von Arbeits-
plätzen und den zusätzlichen Bedarf an Arbeitsplätzen miteinander in Einklang zu brin-
gen. Sofern Qualifizierungsmaßnahmen notwendig seien, würden diese über die Arbeits- 
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und Fachkräfteoffensive von der Landesregierung sehr konzentriert unterstützt. Dies 
geschehe in den Fällen, zu denen in den Medien berichtet werde.  

Als Beispiel führe sie die unternehmerische Entscheidung von einem stahlverarbeiten-
den Unternehmen an, sich aus Europa zurückzuziehen und sich stärker in Südamerika 
zu engagieren. Durch eine Arbeitsmarktdrehscheibe mit anderen Stahlverarbeitern 
seien in dem Zusammenhang sehr gute Erfolge erzielt worden.  

Der Zuwachs von 0,2 % werde unter anderem von einem Dienstleistungssektor erwartet, 
der auf die forschungsstarke Industrie ausgerichtet sei und bei dem im vergangenen 
Jahr überraschend hohe Tarifabschlüsse zu verzeichnen gewesen seien. Damit ent-
stünden gerade im Dienstleistungssektor gute tarifgebundene Arbeitsplätze. Die Landes-
regierung fordere im Zuge der Transformation immer wieder die Sicherstellung von gut 
bezahlten Arbeitsplätzen. Diese Zusammenarbeit zwischen dem Arbeitsministerium 
und dem Wirtschaftsministerium sei möglicherweise für den einen oder anderen über-
raschend.  

Der Erfolg der Transformation könne in jedem Konjunkturbericht des Landes Nord-
rhein-Westfalen seit dem Jahr 2018 nachgelesen werden. Es würden diejenigen un-
terstützt, die konkret vor Ort den Menschen eine Perspektive böten. Deshalb würden 
unter anderem Kommunen bei der Entwicklung von Flächen und bei der besseren 
Sichtbarmachung für Investoren unterstützt. Ebenso würden Hochschulen dabei un-
terstützt, sich noch besser miteinander zu verknüpfen, um Patente und Ideen markt-
gängig zu machen. Dies seien Maßnahmen, die von den Ministerien im Interesse der 
Wirtschaft und der Beschäftigten ergriffen würden. 

Die große Rahmensetzung für Investitionen könne nicht allein durch das Land Nord-
rhein-Westfallen erfolgen. Sie habe gerade ausgeführt, an welchen Stellen die Lan-
desregierung konkret handle, aber im Hinblick auf Steuergestaltungen, Investitionsan-
reize und der Reduzierung der Energiekosten müsse die Bundesebene handeln. Be-
reits vor einem Jahr hätte es aus der demokratischen Mitte heraus eine Verständigung 
geben müssen, im Interesse eines international wettbewerbsfähigen Standort 
Deutschland in dieser Hinsicht eine Einigung zu finden. Leider sei dies bisher noch 
nicht gelungen. Deshalb setze sich die Landesregierung unter anderem in Fachminis-
terkonferenzen und über den Bundesrat dafür ein, in Deutschland Rahmenbedingun-
gen für attraktive Investitionen zu schaffen, über im internationalen Wettbewerb ver-
gleichbare Energiekosten zu verfügen und die vorhandenen Potenziale zu stärken.  

Dietmar Brockes (FDP) betrachtet es nicht als Aufgabe des Landtags, Managemen-
tentscheidungen zu bewerten, aber das Land befinde sich in einem Stadium, das weit 
über Managementfehler hinausreiche. Zuvor habe er bewusst den Mittelstand und 
nicht die großen Unternehmen angesprochen, in denen es sicherlich auch zu Manage-
mentfehlern komme.  

Einerseits argumentiere Ministerin Mona Neubaur, es würden im Haushalt mehr Mittel 
für Investitionsanreize zur Verfügung gestellt, aber andererseits treffe sie die Aussage, 
für Investitionsanreize sei der Bund zuständig. Diese Aussagen stünden nach seiner 
Ansicht nicht miteinander im Einklang. 
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Im Haushalt gebe es lediglich eine Steigerung der Mittel für Maßnahmen zur Kli-
maneutralität. Im Grunde genommen seien aber über die gesamte Breite hinweg Maß-
nahmen insbesondere für den Mittelstand erforderlich, um Investitionsanreize zu ge-
ben. Jede Maschine, deren Produktivität sich erhöhe, leiste ebenfalls einen Beitrag 
zum Klimaschutz. In der jetzigen politischen Lage sei ein Schubladendenken nicht 
mehr angebracht. Deshalb sei er enttäuscht, dass keine breiten Maßnahmen vorgese-
hen seien, obwohl das Land dazu in der Lage wäre und es diese in der Vergangenheit 
auch gegeben habe.  

Sofern die Absicht bestehe, Ausgründungen zu unterstützen, dürften die vorgesehe-
nen Mittel für die Förderung von Ausgründungen und Start-ups im Haushalt nicht ge-
kürzt werden, wie dies im Haushalt geschehe. 

Lena Teschlade (SPD) bezeichnet die Arbeitsmarktdrehscheibe als einen zentralen 
Punkt, um die bestehenden Herausforderungen bewältigen zu können. Ursprünglich 
habe im Bund die Absicht bestanden, einen entsprechenden Passus im Gesetz zu 
verankern. Aufgrund der aktuellen Situation auf Bundesebene werde dies nun deutlich 
schwieriger. Deshalb wünsche sie sich, wenn Ministerin Mona Neubaur als stellvertre-
tende Ministerpräsident auf den Koalitionspartner im Land einwirke, auf Bundesebene 
durch die Union nicht alle guten Maßnahmen zu blockieren, die auf den Weg gebracht 
worden seien. Dies gelte auch für das Bundestariftreuegesetz und darüber hinaus für 
das Landestariftreuegesetz, auf das auch immer noch gewartet werde.  

Der Hinweis, im Dienstleistungssektor gebe es eine Tarifbindung, sei richtig, aber die 
Entlohnung sei dort noch lange nicht so gut wie in der Industrie. Deshalb sei für Nord-
rhein-Westfalen ein sehr klares Bekenntnis zu Industrie erforderlich, da die industrielle 
Wertschöpfung in Nordrhein-Westfalen in Zukunft benötigt werde. Sie erwarte von der 
Landesregierung in dieser Hinsicht eine sehr deutliche Positionierung. In dem Zusam-
menhang müsse sie feststellen, dass das gesprochene Wort nicht immer so ganz mit 
dem Handeln der Landesregierung im Einklang stehe. Insofern müsse sich Ministerin 
Mona Neubaur an den heute getroffenen Aussagen messen lassen. Daher müsse er-
kennbar sein, dass in dieser Hinsicht in den nächsten Monaten aktiv etwas geschehe.  

Thomas Okos (CDU) vertritt die Auffassung, die heutige Diskussion stelle eine Ver-
längerung der Diskussion aus dem Plenum dar. Daher nutze er die Gelegenheit, sich 
zu zwei Punkten zu äußern. 

Nachdem seit den Jahren 2018/2019 im Konjunkturbericht von einer Seitwärtsbewe-
gung die Rede sei, richte er an Abgeordneten Dietmar Brockes die Frage, ob unter 
dem vorherigen Wirtschaftsminister vielleicht eine Optimierung der Maßnahmen hätte 
erfolgen sollen. Er wolle damit zum Ausdruck bringen, dass die Lesart des Berichts 
dazu dienen könne, sich gegenseitig die Schuld zuzuweisen, aber ein solches Vorge-
hen zu keinen Fortschritten führe.  

Auf seine Nachfrage, welche Maßnahmen vom Land zu ergreifen seien, werde ihm in 
Gesprächen mit Unternehmen immer wieder gesagt, in den wenigsten Fällen könne 
das Land die Probleme lösen. Bezogen auf den Zugang zum Wirtschaftsministerium 
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könne er immer wieder lobenswerte Worte vernehmen. Viele Belastungen würden 
durch den Bund verursacht.  

Sofern ein Großteil der Probleme durch die Länder gelöst werden könnte, würde sich 
das deutlich in den Konjunkturberichten niederschlagen, da die konjunkturelle Entwick-
lung in den einzelnen Ländern sehr unterschiedlich verlaufen würde. Wie von Ministe-
rin Mona Neubaur im Plenum dargestellt, müssten die für das Land wichtigen Punkte 
ideologiefrei an den Bund adressiert werden. Mit unterschiedlichen Lesarten und 
Wahrnehmungen würden zu diesem Zeitpunkt keine Fortschritte erzielt, sondern die 
für das Land wichtigen Punkten ließen sich erst nach dem 23. Februar 2025 korrigie-
ren. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) bezieht sich auf ihre Aussagen zur Investitions-
quote, die sich aus Mitteln des Einzelplans 14 ergebe. Der Umfang dieser Mittel seit 
gegenüber dem Jahr 2018 um 15 % gestiegen.  

Die Investitionsquote insbesondere im Einzelplan 14 sei sehr wichtig. Im Zeitraum von 
1993 bis 2023 sei die Wertschöpfung im produzierenden Gewerbe in Nordrhein-West-
falen um 4,3 % gefallen, während sie im Bund im gleichen Zeitraum um 31,5 % gestie-
gen sei. Dadurch werde die eingetretene Schrumpfung der nordrhein-westfälischen 
Industrie und Wirtschaft in den vergangenen 30 Jahren belegt.  

Die Textilindustrie im Münsterland sei bereits vom Abgeordneten André Stinka ange-
sprochen worden. Dort habe der Verlust der Textilindustrie zu einer schweren Struk-
turkrise geführt. Glücklicherweise sei es gelungen, diese Strukturkrise zu überwinden, 
indem beispielsweise durch eine Zusammenarbeit von Forschungseinrichtungen mit 
mittelständischen Unternehmen neue Wertschöpfung erreicht worden sei. Ostwestfa-
len-Lippe sei ebenfalls eine tolle Vorreiterregion, wenn es darum gehe, Industrie mit 
industrienahen Dienstleistungen zu verbinden.  

Im Bereich Forschung und Entwicklung nehme Nordrhein-Westfalen eine sehr gute 
Position ein. Der Anteil der Ausgaben des Landes für Forschung und Entwicklung liege 
über dem Bundesdurchschnitt. Demgegenüber lägen die Ausgaben der Industrie in 
Nordrhein-Westfalen für Forschung und Entwicklung unter dem Bundesdurchschnitt. 
Deshalb müssten in Gesprächen mit der Wirtschaft die vorhandenen Perspektiven auf-
gezeigt werden, die beispielsweise in einer Zusammenarbeit mit universitären und au-
ßeruniversitären Einrichtungen lägen. Durch eine solide Ausbildung werde vom Mittel-
stand sichergestellt, dass ausreichende Potenziale und Ressourcen vorhanden seien, 
um nachhaltig Wohlstand zu generieren. Im Zuge des stattfindenden Wandels werde 
die Landesregierung in dieser Hinsicht gestaltend tätig.  

Die aktuelle Regierungskrise auf Bundesebene sei für Nordrhein-Westfalen zu einem 
ausgesprochen ungünstigen Zeitpunkt eingetreten, weil dadurch die Planungsunsi-
cherheit erhöht werde. Die Zusammenarbeit mit der lokalen Wirtschaftsförderung, den 
Industrie- und Handelskammern und Kommunen bei den Arbeitsmarktdrehscheiben 
funktioniere sehr gut. Über die dem Wirtschaftsministerium zur Verfügung stehenden 
Fördermöglichkeiten könne konkrete Hilfe geleistet werden. In dem Zusammenhang 
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könne aber ihr gegenüber, sofern der Wunsch dazu bestehe, der Vorwurf erhoben 
werden, dass diese Arbeit zu keinen großen Schlagzeilen führe.  

Aus ihrer Sicht sei es gut, aktuell zu den unternehmerischen Entscheidungen bei-
spielsweise bei Ford, Thyssenkrupp und Thyssenkrupp Stahl zwischen den Vertretern 
der Beschäftigten und der Arbeitgeber klärende Gespräche vor dem Hintergrund der 
Montanmitbestimmung und der Sozialpartnerschaft zu führen. Natürlich werde dabei 
die Landesregierung ihrer Verantwortung gerecht, diese Transformation so gut wie 
möglich zu gestalten. Dies immer in Verantwortung für die Menschen, die in Nordrhein-
Westfalen lebten. 

Bezogen auf die Gründungsfinanzierung sei schon mehrfach klargestellt worden, dass 
die Struktur der Gründungsfinanzierung trotz deutlich weniger Mittel nicht angegriffen 
worden sei. Programme würden verlängert und über neue Finanzierungen werde der 
wichtige Teil unterstützt, gute Ideen in marktgängige Geschäftsmodell zu überführen. 
Ferner beteilige sich die Landesregierung sehr aktiv auf Bundesebene an der WIN-
Initiative, wodurch in Zusammenarbeit mit der NRW.BANK Wagniskapital viel stärker 
für Start-ups im Nordrhein-Westfalen zur Verfügung stehe, um die Attraktivität des 
Standorts Nordrhein-Westfalen weiter zu erhöhen. 
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11 Verschiedenes 

Vorsitzender Dr. Robin Korte bittet zeitnah um eine Rückmeldung zum Besuch der 
Hannover Messe am 3. April 2025.  

Dietmar Brockes (FDP) stellt fest, gerade sei vom Wirtschaftsministerium eine Pres-
semeldung unter der Überschrift „Nordrhein-Westfalen macht den Weg frei für mehr 
Energiespeicher – Schlüssel zur sicheren und klimafreundlichen Energie der Zukunft“ 
herausgegeben worden. Damit sei zum wiederholten Mal eine Missachtung des Par-
laments und seiner Informationsrechte verbunden. Heute hätte die Möglichkeit bestan-
den, den Ausschuss darüber ausführlich zu informieren. Dies sei wieder einmal be-
wusst nicht geschehen. Ein solches Vorgehen könne nicht weiter toleriert werden. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte verweist auf Punkt 1 der Tagesordnung, unter dem für 
heute die Vorlage eines Konzepts angekündigt worden sei. Er schlage vor, den 
Sprechvermerk nachträglich den Ausschussmitgliedern zur Verfügung zu stellen. 
Selbstverständlich werde dieser Punkt auf die Tagesordnung für die nächste reguläre 
Sitzung des Ausschusses aufgenommen.  

Dietmar Brockes (FDP) ist gerne bereit, den Sprechvermerk entgegenzunehmen. Es 
sei aber zu kritisieren, dass der Öffentlichkeit, aber nicht dem Ausschuss das Konzept 
vorgestellt werde. Über Details hätte der Ausschuss heute informiert werden können. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) ruft in Erinnerung, im Zuge von Punkt 1 der Tages-
ordnung sei das Konzept mündlich angesprochen worden. Es hätte sich kein Mehrwert 
für die heutige Sitzung ergeben, wenn zu dem Konzept kurzfristig eine Tischvorlage 
zur Verfügung gestellt worden wäre. Vielmehr wäre die Kritik gekommen, die Zeit sei 
zu kurz gewesen, um sich mit der Tischvorlage zu beschäftigen. Er hätte die Tischvor-
lage kurzfristig nicht durcharbeiten können, aber er freue sich auf eine Debatte zu die-
sem Thema in der nächsten Ausschusssitzung. 

Christian Loose (AfD) geht davon aus, das Konzept sei seinem Vorredner auch nicht 
bekannt gewesen, nachdem dieser die Aussage getroffen habe, für ihn sei die Zeit zu 
kurz gewesen, um die Tischvorlage durcharbeiten zu können. 

André Stinka (SPD) bestätigt, unter Punkt 1 der Tagesordnung sei auf das Konzept 
hingewiesen worden, aber die Fraktion der SPD sei davon ausgegangen, das Thema 
werde noch kurz unter dem Tagesordnungspunkt Verschiedenes angesprochen. 
Überraschendes werde das Papier nicht enthalten. Die Vorlage zu Punkt 1 der Tages-
ordnung sei auch nicht über Nacht erstellt worden, sodass es zumindest möglich ge-
wesen wäre, heute ein paar Eckpunkte mitzuteilen.  

Das gewählte Vorgehen sei etwas bedauerlich, da der Punkt 1 der Tagesordnung eine 
gute Gelegenheit geboten hätte, über das Thema zu diskutieren.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 48 - APr 18/779 

Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 11.12.2024 
59. Sitzung (öffentlich)  
 
 
Leider sei es Abgeordneter Nadja Lüders nicht möglich, an der heutigen Sitzung teil-
zunehmen. Diese habe zum Thema „Corona-Soforthilfen“ eine Frage an das Ministe-
rium gerichtet, die bisher noch nicht beantwortet worden sei. Die Beantwortung der 
Frage rufe sie in Erinnerung. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte sagt zu, die Speicherstrategie auf die Tagesordnung 
der nächsten Ausschusssitzung zu nehmen, sobald dazu eine Vorlage eingereicht 
worden sei.  

Den Anwesenden wünsche er frohe Weihnachten und einen guten Jahreswechsel.  

gez. Dr. Robin Korte 
Vorsitzender 

5 Anlagen 
20.01.2025/20.01.2025 



Freie 
Demokraten 

N.M.Ne.VAMMI» FDP 

Berichtsanfrage für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 11.12.2024 unter TOP 1 „Energiewende…“

Sehr geehrter Herr Dr. Korte,  

Trotz Planungen von Energieerzeugern für den Bau von neuen Gaskraftwerken in 

Nordrhein-Westfalen liegt bisher kein einziger Genehmigungsantrag für die 

Errichtung eines wasserstofffähigen Gasersatzkraftwerkes in Nordrhein-Westfalen 

vor. Die dafür notwendigen Investitionsanreize sollten mit der Kraftwerkstrategie 

des Bundes und der weiteren Konkretisierung im Rahmen des geplanten 

Kraftwerksicherheitsgesetzes umgesetzt und gewährleistet werden. Aufgrund des 

vorzeitigen Endes der Ampelkoalition ist eine Verabschiedung des Gesetzes in der 

ablaufenden Legislaturperiode des Bundestages unrealistisch. Der Bau von 

Gasersatzkraftwerken verzögert sich damit weiter. In Folge werden bis zum Jahr 

2030 nicht ausreichend Ersatzkapazitäten und gesicherte Kraftwerksleistung zu 

Verfügung stehen. 

Transparenz über die Entscheidungsgründe für das Vorziehen des Kohleausstiegs 

im Oktober 2022 in der Phase einer akuten Energiekrise wurde seitens der 

Landesregierung bis heute nicht geschaffen. Die Tatsache, dass jetzt bereits wenige 

Jahre nach dem Vorziehen des Kohleausstiegs auf das Jahr 2030, dieser aufgrund 

des Fehlens ausreichender Ersatzkapazitäten droht zu scheitern, macht die 

Entscheidung der Landesregierung besonders erklärungsbedürftig und verstärkt 

die Pflicht über das Zustandekommen und die Vereinbarungen mit dem BMWK und 

RWE vollständig und transparent Rechenschaft abzulegen. Gerade angesichts des 

drohenden Scheiterns eines früheren Ausstiegs aus der Braunkohleverstromung 

braucht es Transparenz und Klarheit darüber, wie die Landesregierung für einen 

solchen Fall vorgesorgt hat.  

Wir bitten die Landesregierung für die kommende Ausschusssitzung um einen 

schriftlichen Bericht, der im Einzelnen darlegt, welche Vorsorge die 

Landesregierung für ein Scheitern des vorgezogenen Kohleausstiegs 2030 trifft. Wir 

bitten, dass hierbei die folgenden konkreten Fragen im Einzelnen beantwortet 

werden:  

FDP-Landtagsfraktion NRW  I  Platz des Landtags 1  I  40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 

des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 

Herrn Dr. Robin Korte MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T:  0211 I 884 2750 

F:  0211 I 884 I 3608 

Dietmar.brockes@landtag.nrw.de 

www.fdp-fraktion-nrw.de 

 www.facebook.com/dietmar.brockes 

 www.twitter.com/brockes 

FDP-Landtagsfraktion  

Nordrhein-Westfalen  

Dietmar Brockes MdL 
Stellv. Vorsitzender des 

Ausschusses für Wirtschaft, 

Industrie, Klimaschutz und Energie 

Sprecher für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie sowie 

Bergbausicherheit 

Sprecher für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, 

Landwirtschaft, Forsten und 

ländliche Räume 

Düsseldorf, 29. November 2024 
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vorgeschlagen, „da der Bund nicht liefere, müsse die Landesregierung 

geschaffen werde." 

1. Mit welchem Zeitverzug für Planung, Bau und Inbetriebnahme von 

Ersatzkapazitäten und gesicherter Kraftwerksleistung rechnet die 

Landesregierung, wenn das geplante Kraftwerksicherheitsgesetz nicht 

mehr in der laufenden Legislaturperiode des Bundestages abschließend 

beraten und verabschiedet wird?  

2. Arndt G. Kirchhoff, Präsident der Landesvereinigung der 

Unternehmerverbände Nordrhein-Westfalen, hat in der Pressekonferenz 

des Unternehmensverbands zur Halbzeitbilanz der Landesregierung 

 im 

Alleingang dafür sorgen, dass Klarheit für Kraftwerksinvestitionen 

1 

Welche Möglichkeiten hat das Land Nordrhein-Westfalen, um im 

Alleingang ohne den Bund den passenden Rahmenbedingungen für die 

notwendigen Kraftwerksinvestitionen zu schaffen, damit ausreichend 

Ersatzkapazitäten und gesicherte Leistung zugebaut werden, um den 

endgültigen Ausstieg aus der Braunkohleverstromung im Jahr 2030 noch 

erfolgreich zu ermöglichen?  

3. Welcher konkrete Zeitplan für die Errichtung von Ersatzkapazitäten und 

gesicherter Kraftwerksleistung wurde gemeinsam mit den 

Verhandlungspartnern (namentlich dem BMWK und der RWE AG) mit der 

am 04.10.2022 veröffentlichen Eckpunktevereinbarung für den 

Kohleausstieg 2030 verabredet und vereinbart, um einen erfolgreichen 

Ausstieg aus der Braunkohleverstromung bis zum Jahr 2030 

versorgungssicher zu gewährleisten?  

Mit freundlichen Grüßen  

Dietmar Brockes MdL 

1 Kölner Stadt Anzeiger, 17.10.2024, siehe: https://www.ksta.de/wirtschaft/nrw-
arbeitgeber-kohle-ausstieg-bis-2030-unrealistisch-881845
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SPD 

Andr4 Stinka MdL 

Sprecher für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie 

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 
des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Kli-
maschutz und Energie 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Landtag Nordrhein-Westfalen 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

20.112024 

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sit-

zung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie am 11.12.2024 zum Thema: „Was verbirgt sich konkret hin-

ter dem Bürokratieabbau-Paket der Landesregierung?" 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

mit Presseinformation vom 12. November 2024 verkündete die 

Landesregierung den Kabinettsbeschluss eines umfänglichen Pa-

kets zum Bürokratieabbau.' Ministerpräsident Wüst lässt sich da-

rin außerdem zitieren, dass 40 Prozent der Landesmaßnahmen aus 

dem zwischen Bund und Ländern vereinbarten Pakt zur Planungs-

und Genehmigungsbeschleunigung umgesetzt seien. Hierzu ist 

bisher wenig bekannt. Nun folgt ein landeseigenes Regelungspa-

ket, um im Rahmen der landespolitischen Zuständigkeit Bürokra-

tie zu reduzieren. Das ist grundsätzlich begrüßenswert. Hauptziele 

des Pakets seien die Verschlankung und Beschleunigung von Ver-

fahren durch den Abbau bürokratischer Hürden. Jenseits von Über-

schriften sind jedoch seither keine konkreten Maßnahmen 

1 https://www.la nd.nrw/pressemitteilu ng/kabinett-beschliesst-u mfangreiches-paket-
zu m-buerokratiea bbau (20.11.2024) 
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kommuniziert worden, sodass zu Qualität und Quantität der Maß-

nahmen nichts bekannt ist. 

Deshalb bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um die 

schriftliche Vorlage des gesamten Pakets und darüber hinaus um 

einen ergänzenden schriftlichen Bericht zur Sitzung des Ausschus-

ses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 11. De-

zember 2024 zur Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Nach Aussage des Ministerpräsidenten sind bereits 40 Pro-

zent der Maßnahmen in Landesverantwortung aus dem 

Bund-Länder-Pakt für Planungs- und Genehmigungsbe-

schleunigung umgesetzt. Welche Maßnahmen aus dem 

Pakt wurden konkret durch welche landespolitische Initia-

tive wann umgesetzt? 

2. Welche Maßnahmen beinhaltet das am 12. November im 

Kabinett beschlossene Bürokratieentlastungspaket konk-

ret im Einzelnen? 

3. Welche Maßnahmen werden im Verantwortungsbereich 

des MWIKE durch welches Steuerungsinstrument umge-

setzt? 

4. Welche konkreten Berichtspflichten der Wirtschaft gegen-

über Landesbehörden, die „im engen Schulterschluss mit 

Wirtschaftsverbänden, kommunalen Spitzenverbänden 

und Gewerkschaften" identifiziert wurden, sollen in wel-

cher Form reduziert, modifiziert oder abgeschafft werden? 

5. Welche Effekte verspricht sich die Landesregierung vom 

Wegfall des Schriftformerfordernis? 

6. Wie sollen Vergabeverfahren beschleunigt werden? 

7. Bedeutet die geplante Vereinfachung von Genehmigun-

gen von Schwerlast- und Großraumtransporten eine Aus-

weitung der Stabstelle Windenergie beim MUNV auf alle 

Arten dieser Transporte? 
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8. Was genau verbirgt sich hinter der angekündigten „Initia-
tive zur Verbesserung von Genehmigungsverfahren für 
eine klimaneutrale Industrietransformation"? 

9. Wie genau soll eine „Bürokratiebremse nach dem Modell 
,One in — one out' im MWIKE sowie ressortübergreifend 
praktisch umgesetzt werden? 

10. Welche Genehmigungsverfahren in der thematischen Zu-
ständigkeit des MWIKE werden wie vereinfacht? 

11. Welche internen Prozessoptimierungen strebt das MWIKE 

an? 

12. In welcher Weise werden nachgeordnete Genehmigungs-

behörden wie in den Kommunen über die Anpassung und 

Beschleunigung von Verfahren informiert und ggf. ent-

sprechend geschult? 

13. Mit welchen freiwerdenden und damit anders einsetzba-

ren Personalkapazitäten auf behördlicher Seite rechnet die 

Landesregierung durch ihr Bürokratieentlastungspaket? 

Mit freundlichen Grüßen 

Andre Stinka 
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NRW 
DIE FRAKTION 

SPD 

Andr4 Stinka MdL 

Sprecher für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 
des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Landtag Nordrhein-Westfalen 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

20. 112024 

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur 

Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 

und Energie am 11.12.2024 zum Thema: „Einfluss von 

Brückenschäden auf den Handel über den Duisburger Hafen" 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

nach einer Sonderprüfung der Autobahn GmbH wurden 

gravierende Mängel an der Tragfähigkeit der Berliner Brücke an 

der BAB 59 festgestellt, was bereits zu einer Sperrung für 

Schwertransporte über 48 Tonnen geführt hat. Die Auswirkungen 

dieser Sperrung und möglicher weiterer Einschränkungen auf den 

Verkehr und die Wirtschaft sind bereits heute spürbar. 

Die Berliner Brücke ist eine wesentliche Verkehrsader, nicht nur für 

den innerstädtischen Verkehr, sondern auch für die Anbindung des 

Duisburger Hafens, des größten Binnenhafens Europas. Eine 

mögliche Verschlechterung des Hafenzugangs würde 

weitreichende Folgen für die regionale, aber darüber hinaus auch 

jede über den Duisburger Hafen handelnde exportierende 

Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen haben. 

Dem Land kommt in diesem Fall als Hauptanteilseignerin der 

Duisburger Hafen AG eine besondere Rolle zu: 66 Prozent der 

T 0211.884-26 38 
andre.stinka@landtag.nrw.de 
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Anteile liegen bei einem Stammkapital von 30.681.534€ laut 

Landesbeteiligungsbericht beim Land. Gleich sechs 

Aufsichtsratsmandate sind damit verbunden, von denen drei 

davon mit hochrangigen Beamtinnen und Beamten aus dem 

MUNV besetzt sind — Herr Staatssekretär Haase hat den Vorsitz 

inne — wobei ein weiteres Aufsichtsratsmandat durch einen 

Ministerialdirigenten des MWIKE wahrgenommen wird. In 

Wahrnehmung Ihrer Aufsichtsratsfunktion sind diese 

Vertreterinnen und Vertreter der Landesregierung also aufgerufen, 

die wirtschaftlichen Interessen des Duisport in dieser Lage zu 

verfolgen. 

Deshalb bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen 

schriftlichen Bericht zur Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, 

Industrie, Klimaschutz und Energie am 11. Dezember 2024. Der 

Bericht soll dabei insbesondere folgende Fragen beantworten: 

1. Wie plant die Landesregierung sicherzustellen, dass der 

Duisburger Hafen weiterhin erreichbar bleibt, wenn die 

Berliner Brücke für Schwerlast-Transporte gesperrt ist? 

2. Inwiefern stellt das Land als mehrheitliche Anteilseignerin 

im Angesicht dieser Infrastrukturherausforderung die 

wirtschaftlichen Interessen der Duisburger Hafen AG 

Duisport sicher? 

3. In einer Vorlage für den AWIKE zum 2. Oktober 2024 gab 

das MUNV an, dass im Jahr 2023 mindestens rund 97.000 

Groß- und Schwertransporte im Land genehmigt wurden. 

a. Wie viele Transporte davon beinhalteten 

Güterverkehr zum oder ab dem Duisburger Hafen? 

b. Wie viele Groß- und Schwertransporte wurden auf 

Antrag der Duisburger Hafen AG selbst genehmigt? 

4. Wie hoch ist der Anteil derjenigen am Duisburger Hafen 

anlandenden sowie verschifften Gütern am 

Gesamtumschlag, die von dort aus bzw. bis zum Hafen 

über die Straße transportiert werden? 
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5. Welche Alternativen plant die Landesregierung für die 

wirtschaftlichen Verkehre, falls die Berliner Brücke vor 

2029 gesperrt werden muss? 

6. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung über 

Ausweichbewegungen wirtschaftlicher Verkehre zu 

anderen Häfen vor? 

7. Inwiefern arbeitet das MWIKE mit dem MUNV zusammen, 

um die Einschränkungen für den Logistiksektor und die 

nachgelagerte Wirtschaft minimal zu halten? 

Mit freundlichen Grüßen 

Andre Stinka 
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Andr4 Stinka MdL 

Sprecher für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 
des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 
Herrn Dr. Robin Kode MdL 
Landtag Nordrhein-Westfalen 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

20.11.2024 

T 0211.884-26 38 
andre.stinka@landtag.nrw.de 
www.spd-fraktion-nrw.de 

Berichtsanfrage zum weiteren Verlauf der Landesplanung zur Sitzung des 
Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 11. Dezember 
2024 mit dem Titel: „Offene Baustellen ohne Ende: Wann kommt der Entwurf 
zur 3. LEP-Änderung?" 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

am 21. Juni 2023 beschloss die Landesregierung die Eckpunkte für eine dritte 
Änderung des Landesentwicklungsplans (LEP) für eine nachhaltigere 
Flächenentwicklung. Darin steht u.a. die Absicht: "Änderung der LEP-
Festlegungen zur Berücksichtigung eines Degressionspfades für die Sicherung 
nichtenergetischer Rohstoffe (Kies und Sand) auf Basis eines noch zu 
entwickelnden Rohstoffmonitorings. Um den Flächenverbrauch insgesamt zu 
begrenzen, werden die vorhandenen Festlegungen des LEP zu einer möglichst 
umfassenden Ausschöpfung von bestehenden Lagerstätten überprüft.' In der 
dazugehörigen Pressemitteilung gibt das Ministerium einen Zeitplan vor: „Für 
Frühjahr nächsten Jahres ist dann die Beteiligung der Öffentlichkeit vorgesehen. 
Es ist geplant, dieses LEP-Verfahren in dieser Legislaturperiode abzuschließen."' 

Mittlerweile befinden wir uns im November 2024. Fast eineinhalb Jahre nach 
Bekanntgabe der Eckpunkte liegt dem Landtag noch immer kein Entwurf einer 

1 https://landesplanung.nrw.de/landesentwicklungsplan/eckpunkte-zur-aenderung-
des-landesentwicklungsplans-fuer-eine-nachhaltigere 
2 ebd. 
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3. LEP-Änderung vor. Dabei sind weitere Anpassungen des LEP mittlerweile 
dringend notwendig geworden. Dies ist die erste offene Baustelle der 
Landesplanung. 

Die zweite offene Baustelle führt tatsächlich zu zahlreichen Bauprojekten, die 
nun neu zu bewerten sind. Das Oberverwaltungsgericht NRW (OVG) hat mit 
Urteil vom 21. März 2024 entschieden, dass Teile des bestehenden LEP nicht 
rechtens und damit unwirksam sind. Dazu gehört unter anderem das Ziel 2-3, in 
dem es um Siedlungsraum und Freiraum geht. Die Begründung des Gerichts war 
unter anderem, dass die in Rede stehenden Ziele und Grundsätze der 
Landesplanung nicht ausreichend begründet worden seien. Inhaltlich hatte das 
Gericht keine Kritik am Ziel 2-3, so dass es durchaus wieder aufleben könnte, 
sofern die aktuelle Landesregierung dies wünscht und in einem entsprechenden 
Prozess eine ausreichend fundierte Begründung liefert. Dies könnte und müsste 
im Rahmen der aktuell sehnlichst erwarteten LEP-Änderung geschehen. 

Parlamentarische Nachfragen danach, wie es für Projekte weitergeht, die von 
der Unwirksamkeitserklärung des Ziels 2-3 betroffen sind, lässt die zuständige 
Ministerin unbeantwortet. So weicht Ministerin Neubaur in ihrer Antwort auf 
die Kleine Anfrage 4312 noch im September 2024 aus, dass man Unterlagen zur 
Änderung vorbereite. „Die genaue Anzahl von Bauleitplanungen, die von der 
Unwirksamkeit des Ziels 2-3 betroffen sind, ist der Landesregierung nicht 
bekannt", so der öffentlich verkündete Wissensstand des Ministeriums.' Der 
Regionalverband Ruhr scheint da klarer zu sehen: Allein 40 Projekte im 
Verbandsgebiet stünden laut Presseberichterstattung derzeit im 
Verbandsgebiet auf der Kippe.' Hochgerechnet auf das ganze Land dürften es 
also mehrere hundert Bauprojekte sein. 

Die dritte offene Baustelle der Landesplanung will die Landesregierung gar nicht 
mehr selbst beheben und ruft daher nach dem Bund. Selbstverschuldet haben 
CDU und Grüne nämlich dafür gesorgt, dass ein „Steuerungsmechanismus im 

3 Vgl. Drucksache 18/10361, Antwort auf Kleine Anfrage „LEP-Urteil mit Folgen: Was tut 
Ministerin Neubaur, um bedeutende Bauprojekte in Voerde und ganz NRW doch noch 
zu retten?" 
4 https://www.nrz.de/lokales/wesel-hamminkeln-
schermbeck/article407621180/gericht-kassiert-die-baugenehmigung-fuer-
hamminkelner-cubes.html 
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Übergangszeitraum" beim Windkraftausbau gerichtlich gescheitert und der 
Windkraftausbau ausgebremst worden ist. Die NRW-Landesregierung wollte 
mit einer Änderung des Landesplanungsgesetzes den Bau von 
Windkraftanlagen stärker steuern. Auch hier hat das OVG Münster zentrale 
Teile dieser Gesetzesänderung als unrechtmäßig eingestuft, was sie de facto 
unwirksam macht. Ein aktuell im Beratungsverfahren befindlicher 
Gesetzentwurf von SPD und FDP (18/10884) ermöglicht es der Landesregierung, 
diesen Fehler im Landesplanungsgesetz sauber zu beheben. Es bleibt jedoch 
auch das Ziel 10.2-13 im LEP, das den gleichen Mechanismus vorsieht und den 
dritten Beschluss des OVG provozierte, planungsrechtliche Regelungen der 
Landesregierung für unwirksam zu erklären. Diese Regelung, von deren 
Anwendung gegenüber den Bezirksregierungen nun abgeraten wird, könnte in 
einer dritten LEP-Änderung ebenfalls bereinigt werden. 

Kurz vor Ende des Jahres 2024, in dem eigentlich der Entwurf einer 3. LEP-
Änderung längst hätte beraten werden sollen, bitten wir um einen schriftlichen 
Bericht zum Thema „Offene Baustellen ohne Ende: Wann kommt der Entwurf 
zur 3. LEP-Änderung?" für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie am 11. Dezember 2024. 

Dabei bitten wir um Beantwortung u.a. folgender Fragen: 

1. Wie ist der aktuelle Stand der Erstellung eines Entwurfs zur 3. LEP-
Änderung? 

2. Welche Änderungen sollen bei dieser LEP-Änderung vorgeschlagen 
werden? 

3. Ab wann ist mit einer Beteiligung der Öffentlichkeit zu rechnen? 
4. Inwieweit werden alle drei oben beschriebenen Problemstellungen 

(ausbleibende LEP-Änderung für nachhaltigere Flächenentwicklung, 
Folgen des OVG-Urteils vom 21. März 2024, Folgen des OVG-Urteils vom 
16.02.2024 iVm. Dem Beschluss vom 26.09.2024) im 3. 
Änderungsverfahren zum LEP adressiert werden? 

5. Wie gedenkt die Landesregierung andernfalls, die übrigen offenen 
Baustellen im Landesplanungsrecht zu erledigen? 

6. Wie bewertet die Landesregierung eine Reaktivierung des Ziels 2-3? 
7. Was unternimmt die Landesregierung, um das LEP-Änderungsverfahren 

im Sinne einer Realisierung der derzeit gestoppten Bauprojekte zu 
beschleunigen? 

Seite 3 

#SozialerFortschritt 
Für die Vielen, 

nicht die Wenigen. 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 61 -
 

APr 18/779
 Anlage 4, Seite 3



rr 

8. Wie weit ist die Landesregierung mit dem „noch zu entwickelnden 
Rohstoffmonitoring"? 

9. Welche Zielmarke beim Abbau von Kies und Sand soll auf dem oben 
genannten Degressionspfad erreicht werden? 

Mit freundlichen Grüßen 

Andre Stinka MdL 
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Berichtsanfrage für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 11.12.2024 unter TOP 7 Die schwarz-grüne 

Halbzeitbilanz ist vor allem eine wirtschaftspolitische Schadensbilanz 

Wirtschafts- und Strukturkrise in Nordrhein-Westfalen  Jetzt NRW-Agenda für 

Wachstum und Fortschritt beschließen - Antrag der Fraktion der FDP - 

Sehr geehrter Herr Dr. Korte,  

Die Landesregierung hat am 26. November 2024 ihren dritten Konjunkturbericht 

über die wirtschaftliche Entwicklung Nordrhein-Westfalens im Jahr 2024 

vorgelegt.  

Wir bitten die Landesregierung hierfür den aktuellen Konjunkturbericht als 

Vorlage an den Ausschuss zu übersenden und hierzu eine gemeinsame 

Aussprache unter TOP 7 zu ermöglichen.  

Mit freundlichen Grüßen  

Dietmar Brockes MdL 

FDP-Landtagsfraktion NRW  I  Platz des Landtags 1  I  40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 

des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 

Herrn Dr. Robin Korte MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T:  0211 I 884 2750 

F:  0211 I 884 I 3608 

Dietmar.brockes@landtag.nrw.de 

www.fdp-fraktion-nrw.de 

 www.facebook.com/dietmar.brockes 

 www.twitter.com/brockes 

FDP-Landtagsfraktion  

Nordrhein-Westfalen  

Dietmar Brockes MdL 
Stellv. Vorsitzender des 

Ausschusses für Wirtschaft, 

Industrie, Klimaschutz und Energie 

Sprecher für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie sowie 

Bergbausicherheit 

Sprecher für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, 

Landwirtschaft, Forsten und 

ländliche Räume 

Düsseldorf, 29. November 2024 
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